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Änderungsantrag 1
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 23. November 2023 
zur Talenterschließung in den Regionen 
Europas [Fußnote einfügen ABl. C 188 
vom 30.5.2023, S. 1],

Or. en

Änderungsantrag 2
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den Vorschlag 
vom 29. Mai 2018 für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates über einen Mechanismus zur 
Überwindung rechtlicher und 
administrativer Hindernisse in einem 
grenzübergreifenden Kontext 
(COM(2018)0373),

Or. en

Änderungsantrag 3
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 4 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den 
aktualisierten Vorschlag vom 
XX. Dezember 2023 für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates über einen Mechanismus zur 
Überwindung rechtlicher und 
administrativer Hindernisse in einem 
grenzübergreifenden Kontext 
(COM(2023)XXXX) [der genaue Titel ist 
nach der Veröffentlichung zu 
spezifizieren],

Or. en

Änderungsantrag 4
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den Bericht des 
Weltklimarats der Vereinten Nationen 
über den Klimawandel 2022: 
Eindämmung des Klimawandels,

Or. en

Änderungsantrag 5
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den 
Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) 
über die Folgen einer globalen 
Erwärmung um 1,5 °C, seinen 
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Sonderbericht über Klimawandel und 
Landsysteme und seinen Sonderbericht 
über den Ozean und die Kryosphäre in 
einem sich wandelnden Klima,

Or. en

Änderungsantrag 6
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf das 
Übereinkommen, das am 12. Dezember 
2015 auf der 21. Tagung der Konferenz 
der Vertragsparteien des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen 
(COP 21) in Paris geschlossen wurde 
(„Übereinkommen von Paris“),

Or. en

Änderungsantrag 7
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Mitteilung 
der Kommission vom 30. Juni 2021 mit 
dem Titel „Eine langfristige Vision für die 
ländlichen Gebiete der EU – Für stärkere, 
vernetzte, resiliente und florierende 
ländliche Gebiete bis 2040“ 
(COM(2021)0345),
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Or. en

Änderungsantrag 8
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 14. September 2021 
zum Thema „Eine stärkere Partnerschaft 
mit den EU-Gebieten in äußerster 
Randlage“,

Or. en

Änderungsantrag 9
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 13. Juni 2018 zur 
Kohäsionspolitik und der 
Kreislaufwirtschaft (2017/2211(INI)),

Or. en

Änderungsantrag 10
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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– unter Hinweis auf das 
Übereinkommen von Paris (COP21), 

Or. en

Änderungsantrag 11
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 15. September 2022 
zum Thema „Grenzregionen in der EU: 
Reallabors der europäischen 
Integration14a,
_________________
14a ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 114. 

Or. en

Änderungsantrag 12
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 
Stellungnahme des Ausschusses der 
Regionen zur Zukunft der Kohäsionspolitik 
nach 2027 vom XXX,

– unter Hinweis auf die 
Stellungnahme des Ausschusses der 
Regionen zur Zukunft der Kohäsionspolitik 
nach 2027 vom 29. November 2023,

Or. en

Änderungsantrag 13
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Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 19 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den Bericht 
über den Beitrag der Kohäsionspolitik zur 
Bewältigung mehrdimensionaler 
ökologischer Herausforderungen im 
Mittelmeerbecken (2022/2059(INI)),

Or. en

Änderungsantrag 14
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 22 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die am 
29. November 2023 angenommene 
Stellungnahme des Europäischen 
Ausschusses der Regionen mit dem Titel 
„The future of Cohesion Policy post-
2027“ (Die Zukunft der Kohäsionspolitik 
nach 2027),

Or. en

Änderungsantrag 15
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 22 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Studie vom 
September 2020 zum Thema „EU-
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Regionen mit Entwicklungsrückstand: 
Aktueller Stand und künftige 
Herausforderungen“ (PE 652.215),

Or. en

Änderungsantrag 16
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als einziges regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die 
lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist, belegt 
wird; in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik aufgrund ihrer positiven 
lokalen Auswirkungen durch keine andere 
Investitionspolitik der EU ersetzt werden 
kann;

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als einziges regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die 
lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist und 
die negativen Folgen des Klimawandels 
bekämpft, belegt wird; in der Erwägung, 
dass die Kohäsionspolitik aufgrund ihrer 
positiven lokalen Auswirkungen durch 
keine andere Investitionspolitik der EU 
ersetzt werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 17
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als einziges regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die 

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als einziges 
Entwicklungsinstrument, das auf die 
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lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist, belegt 
wird; in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik aufgrund ihrer positiven 
lokalen Auswirkungen durch keine andere 
Investitionspolitik der EU ersetzt werden 
kann;

regionalen und lokalen Bedürfnisse 
ausgerichtet ist, belegt wird; in der 
Erwägung, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihrer positiven regionalen und 
lokalen Auswirkungen durch keine andere 
Investitionspolitik der EU ersetzt werden 
kann;

Or. en

Änderungsantrag 18
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als einziges regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die 
lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist, belegt 
wird; in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik aufgrund ihrer positiven 
lokalen Auswirkungen durch keine andere 
Investitionspolitik der EU ersetzt werden 
kann;

A. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse des 
Programmplanungszeitraums 2014‒2020 
die unverzichtbare Rolle der 
Kohäsionspolitik als zentrales regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die 
lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist, belegt 
wird; in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik aufgrund ihrer positiven 
lokalen Auswirkungen durch keine andere 
Investitionspolitik der EU ersetzt werden 
kann;

Or. en

Änderungsantrag 19
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik als wichtigste 
Investitionspolitik der EU im 
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Programmplanungszeitraum 2014-2020 
ihr im Vertrag verankertes Ziel, den 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt in der 
gesamten EU zu erreichen, wirksam 
unterstützt hat; in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik gleichzeitig eine 
wesentliche Investitionssäule der Strategie 
Europa 2020 war, indem sie zu deren Ziel, 
ein intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum zu erreichen, 
beigetragen hat;

Or. en

Änderungsantrag 20
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass sich die 
Folgen des Klimawandels sehr stark auf 
alle europäischen Regionen auswirken 
können und insbesondere in den weniger 
entwickelten Regionen, die hauptsächlich 
in den südlichen und östlichen Teilen 
Europas liegen, das Leben der Menschen 
und die Existenzgrundlage von Regionen 
stärker verändern können; in der 
Erwägung, dass der Klimawandel daher 
die größte externe Bedrohung für den 
künftigen Zusammenhalt in Europa 
darstellt;

Or. en

Änderungsantrag 21
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik das Fundament der 
Europäischen Union bildet und dass die 
Reduzierung ihrer Mittelzuweisungen 
und/oder ihre Renationalisierung zur 
schrittweisen Ablösung von der Union 
und zu ihrer immer stärkeren Ablehnung 
in den Gebieten führen könnten;

Or. fr

Änderungsantrag 22
Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Erwägung A a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Aa. in der Erwägung, dass die 
Herausforderungen, mit denen die 
europäischen Regionen konfrontiert sind, 
auf territorialer Ebene ermittelt und 
bewältigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 23
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung A b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ab. in der Erwägung, dass durch 
kohäsionspolitische Investitionen in der 
gesamten EU beispiellos positive 
Auswirkungen auf Regionen, Städte, 
ländliche, grenznahe und abgelegene 
Gebiete erzielt werden konnten; in der 
Erwägung, dass jeder EU-Mitgliedstaat 
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direkt oder indirekt die positiven 
Auswirkungen der Finanzierung durch 
den EU-Haushalt erfahren hat;

Or. en

Änderungsantrag 24
Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Erwägung A b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ab. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik nach wie vor die 
wichtigste Investitionspolitik für die 
Regionen und Städte der EU ist und auch 
bleiben sollte, und dass sie nicht dazu 
gedacht war, durchgehend als erste Wahl 
für die finanzielle Unterstützung bei 
unvorhergesehenen Ereignissen, die 
unsere Sozioökonomie erschüttern, zu 
dienen;

Or. en

Änderungsantrag 25
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ab. in der Erwägung, dass es von 
größter Bedeutung ist, bei der 
Formulierung jeder künftigen 
Kohäsionspolitik strategische Impulse zu 
berücksichtigen, die während des 
gesamten Finanzierungszeitraums 
verfolgt werden, die jedoch zur Halbzeit 
des Finanzierungszeitraums neu bewertet 
und angepasst werden sollten;
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Or. en

Änderungsantrag 26
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung A c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ac. in der Erwägung, dass durch den 
auf mehrere Prioritäten ausgerichteten 
Investitionsansatz der Kohäsionspolitik in 
Verbindung mit ihrer geteilten 
Verwaltung zu den Prioritäten der EU 
beigetragen wurde: KMU-Förderung, 
Forschung und Innovation, 
Digitalisierung, Landwirtschaft, 
städtische Infrastruktur, Tourismus, 
große Verkehrsinfrastrukturen, Kultur 
und Bildung, Gesundheitswesen, 
grenzüberschreitende Projekte, 
Energiewende, Energieeffizienz, Klima 
und Umwelt; in der Erwägung, dass die 
EU-Kohäsionsinvestitionen die EU in 
Friedenszeiten aufbauen und in 
Krisenzeiten wiederherstellen;

Or. en

Änderungsantrag 27
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ac. in der Erwägung, dass das 
Kriterium „Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen“ umweltschädliche 
Maßnahmen verhindern muss, da das 
Abhaken der bestehenden EU-
Rechtsvorschriften nicht ausreicht, um 
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den Umweltschutz sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 28
Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Erwägung A c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ac. in der Erwägung, dass die 
Territoriale Agenda das Leitinstrument 
für die Territorialpolitik der 
Europäischen Union ist;

Or. en

Änderungsantrag 29
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ad. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik eine Notfallreaktion auf 
asymmetrische Schocks wie die durch die 
russische Invasion in der Ukraine 
verursachte Flüchtlingskrise oder die 
negativen wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
wirksam unterstützen kann; in der 
Erwägung, dass diese Soforthilfe jedoch 
den strategischen Ansatz des gesamten 
Finanzierungszeitraums nicht 
untergraben oder bedrohen sollte;

Or. en
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Änderungsantrag 30
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung A d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ad. in der Erwägung, dass durch die 
Ergebnisse der Tausenden von lokalen 
Projekten die unverzichtbare Rolle der 
regionalen Investitionen durch die 
Kohäsionspolitik bestätigt wird und ihre 
Rolle und Sichtbarkeit im mehrjährigen 
Finanzrahmen gefestigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 31
Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Erwägung A d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ad. in der Erwägung, dass die 
europäische Städteagenda im Rahmen der 
Leipzig-Charta die Ziele der Territorialen 
Agenda 2030 unterstützt;

Or. en

Änderungsantrag 32
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung A e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ae. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik, obwohl sie kein 
Kriseninstrument ist, ein 
Schlüsselelement der Reaktion der EU 
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auf die COVID-19-Pandemie und die 
durch den russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine verursachte Flüchtlings- und 
Energiekrise war; in der Erwägung, dass 
die Kohäsionspolitik eine langfristige 
Investition ist und nicht zu einer Quelle 
der Notfallfinanzierung zur Bewältigung 
jeder neuen Herausforderung werden 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 33
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ae. in der Erwägung, dass weniger 
entwickelte Regionen unverhältnismäßig 
stark von der Abwanderung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte betroffen 
sind und dass dies, wenn es nicht 
angegangen wird, langfristige und 
dauerhafte Auswirkungen auf die 
Zukunft der Europäischen Union haben 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 34
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Af. in der Erwägung, dass das Ziel, bis 
spätestens 2050 CO2-Neutralität in 
Europa zu erreichen, mit dem Ziel eines 
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fairen und gerechten Übergangs 
kombiniert werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 35
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ag. in der Erwägung, dass die 
Finanzierung der Kohäsionspolitik mit 
der Charta der Grundrechte, den 
Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit und 
dem Europäischen Verhaltenskodex für 
Partnerschaften im Einklang stehen 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 36
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ah. in der Erwägung, dass sich durch 
die Pandemie und die derzeitigen 
geopolitischen Spannungen bestätigt hat, 
dass auf einen erneuerten Rahmen für die 
wirtschaftspolitische Steuerung, 
einschließlich des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts, hingearbeitet werden 
und eine goldene Regel für 
kohäsionspolitische Investitionen 
eingeführt werden muss, bei denen die 
Einhaltung der Ziele des 
Übereinkommens von Paris, 
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einschließlich der Kofinanzierung der 
Struktur- und Investitionsfonds, nicht 
außer Acht gelassen wird;

Or. en

Änderungsantrag 37
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass trotz der im 
Programmplanungszeitraum 2014‒2020 
eingeführten rechtlichen Verbesserungen 
und der Verbesserungen im Rechtsrahmen 
2021‒2027 eine Reihe von 
Herausforderungen bestehen bleiben;

B. in der Erwägung, dass trotz der im 
Programmplanungszeitraum 2014‒2020 
eingeführten rechtlichen Verbesserungen 
und der Verbesserungen im Rechtsrahmen 
2021‒2027 eine Reihe von 
Herausforderungen nach wie vor bestehen 
bleiben;

Or. en

Änderungsantrag 38
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die 
Kohäsionspolitik mit CRII+, CARE und 
SAFE in multiplen aufeinanderfolgenden 
Krisen, die die Europäische Union 
während ihrer gesamten 
Programmplanung getroffen haben, die 
Rolle eines strukturellen Schutzwalls 
übernommen hat: COVID-19-Epidemie, 
Arbeitsplatzsicherung und Unterstützung 
von getroffenen Unternehmen, Krieg in 
der Ukraine, Massenzustrom von 
Flüchtlingen, Energiekrise, Inflation und 
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erheblicher Rückgang der Kaufkraft;

Or. fr

Änderungsantrag 39
Tom Berendsen, François-Xavier Bellamy

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die Gebiete 
in äußerster Randlage und die 
Inselgebiete mit dem Status von 
überseeischen Ländern und 
Hoheitsgebieten (ÜLG) mit zahlreichen 
strukturellen Zwängen konfrontiert und 
weniger entwickelt sind als die 
kontinentalen Regionen ihrer 
Mitgliedstaaten; in der Erwägung, dass 
ein stabiles und vorhersehbares 
Regelungsumfeld für die effiziente 
Verwaltung der Kohäsionsfonds in diesen 
Regionen besonders wichtig ist;

Or. en

Änderungsantrag 40
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die 
effiziente Verwaltung der Kohäsionsfonds 
von entscheidender Bedeutung für die 
Verwirklichung der regionalen 
Entwicklungsziele und die Befriedigung 
lokaler Bedürfnisse ist und dass 
insbesondere in einigen Gebieten in 
äußerster Randlage Verzögerungen bei 
der Umsetzung der Fonds für den 
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Zeitraum 2014-2020 zu beobachten 
waren, die weitere Aufmerksamkeit 
hinsichtlich der Effizienz ihrer 
Verwaltung erfordern; in der Erwägung, 
dass einige Regionen fast 50 % ihrer 
Haushaltsmittel nicht ausgegeben haben;

Or. en

Änderungsantrag 41
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die 
verzögerte Annahme des mehrjährigen 
Finanzrahmens (MFR), die zahlreichen 
Krisen sowie die Einführung der 
Instrumente der Europäischen Union im 
Rahmen von Next Generation EU die 
zügige Umsetzung der Kohäsionspolitik in 
der gesamten EU behinderten, 
Herausforderungen bei der 
Programmplanung und -durchführung 
mit sich brachten und zu Unsicherheit im 
Zusammenhang mit ursprünglich 
geplanten regionalen EU-Investitionen 
führten;

Or. en

Änderungsantrag 42
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die letzte 
Phase der Umsetzung und des 
Abschlusses des MFR 2014-2020 zu einer 
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für die Verwaltungen auf lokaler und 
nationaler Ebene schwierigeren Zeit 
stattfand und mit der Umsetzung einer 
großen Menge an Finanzmitteln der 
Union im Zusammenhang mit einer Reihe 
von Finanzinstrumenten, insbesondere 
den Aufbau- und Resilienzplänen und 
dem MFR 2021-2027, zusammenfiel;

Or. pt

Änderungsantrag 43
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass die 
Verstädterung und die demografischen 
Veränderungen zwischen den Regionen 
negative Auswirkungen insbesondere auf 
ländliche Gebiete, dünn besiedelte Gebiete 
und weniger entwickelte Regionen haben; 
hebt die Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs insbesondere auf die 
östlichen Grenzgebiete der EU hervor;

Or. en

Änderungsantrag 44
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bb. in der Erwägung, dass die 
zusätzlichen Mittel, die als Reaktion auf 
die jüngsten Krisen bereitgestellt wurden, 
einschließlich NGEU, die 
Verwaltungssysteme in den 
Mitgliedstaaten zusätzlich belastet haben, 
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was sich nachteilig auf das 
Umsetzungstempo, aber auch auf die 
Kontroll- und Prüfkapazitäten ausgewirkt 
hat;

Or. en

Änderungsantrag 45
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bb. in der Erwägung, dass diese 
aufeinanderfolgenden Krisen und die 
Umsetzung der Soforthilfeprogramme 
gemeinsam die angemessene 
Durchführung der Programmplanung 
beeinträchtigt und zu der Häufung von 
Verzögerungen in zahlreichen Regionen 
geführt haben;

Or. fr

Änderungsantrag 46
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Erwägung B b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bb. in der Erwägung, dass die 
Umsetzungsraten des MFR 2014-2020 
zwischen den Mitgliedstaaten und den 
einzelnen Finanzierungsprogrammen 
sehr unterschiedlich sind;

Or. pt

Änderungsantrag 47
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Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bc. in der Erwägung, dass die 
Alterung der Bevölkerung in der EU 
insgesamt zu einer schrumpfenden 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
geführt hat; in der Erwägung, dass viele 
EU-Regionen damit konfrontiert sind, 
dass ihre jungen und qualifizierten 
Arbeitskräfte in wohlhabendere Gebiete 
abwandern; in der Erwägung, dass 
ländliche Regionen, Gebiete in Randlage, 
Gebiete in äußerster Randlage und 
industrielle Übergangsregionen in der EU 
von dieser besorgniserregenden 
demografischen Entwicklung besonders 
betroffen sind;

Or. en

Änderungsantrag 48
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bc. in der Erwägung, dass die Aufbau- 
und Resilienzfazilität von den 
Mitgliedstaaten häufig als mit der 
Kohäsionspolitik konkurrierend und 
meistens ohne Absprache oder 
Zusammenarbeit mit den regionalen 
Behörden, auch hinsichtlich der Bilanz 
der bisher umgesetzten Maßnahmen, 
umgesetzt wurde;

Or. fr
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Änderungsantrag 49
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bd. in der Erwägung, dass Artikel 175 
AEUV die Rechtsgrundlage der Aufbau- 
und Resilienzfazilität bildet und dass in 
diesem Sinne die Ziele des 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts sowie die 
angemessene Verknüpfung mit der 
Kohäsionspolitik von den Mitgliedstaaten 
hätten verfolgt und von der Europäischen 
Kommission sichergestellt werden 
müssen;

Or. fr

Änderungsantrag 50
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bd. in der Erwägung, dass die 
Grundsätze der Multi-Level-Governance 
und der Partnerschaft einer 
grundlegenden Überarbeitung bedürfen, 
um die lokale Ebene wirksam in die 
Prozesse der Programmplanung, 
Anpassung und Umsetzung der 
europäischen Fonds einzubeziehen;

Or. en

Änderungsantrag 51
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
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Erwägung B e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Be. in der Erwägung, dass die 
Starrheit der Programmplanung der 
Kohäsionspolitik, einschließlich der 
thematischen Ziele, der thematischen 
Konzentration, der 
Partnerschaftsvereinbarungen, der 
strategischen Dokumente und der 
territorialen Strategien, die Flexibilität im 
Zusammenhang mit den während des 
Programmplanungszeitraums 
eintretenden Ereignissen behindert;

Or. en

Änderungsantrag 52
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Be. in der Erwägung, dass die Aufbau- 
und Resilienzfazilität in zahlreichen 
Mitgliedstaaten nicht vollständig 
umgesetzt wurde und dass sich die 
europäischen Regionen häufig eher als 
geneigt und in der Lage erweisen, 
derartige Fonds umzusetzen;

Or. fr

Änderungsantrag 53
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bf. in der Erwägung, dass sich die 
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Kohäsionspolitik 2014-2020 für die 
Verwaltungsbehörden, die zuständigen 
regionalen Einrichtungen und die 
Endbegünstigten hinsichtlich der 
Umsetzung als zu komplex herausgestellt 
hat;

Or. fr

Änderungsantrag 54
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bf. in der Erwägung, dass die 
Heranführungs- und 
Erweiterungsprozesse der Europäischen 
Union eine ausgewogene und gezielte 
Funktion der regionalen Entwicklungs- 
und Kohäsionspolitik erfordern;

Or. en

Änderungsantrag 55
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Erwägung B g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bg. in der Erwägung, dass die 
Vorschriften für die öffentliche 
Auftragsvergabe in vielen Mitgliedstaaten 
zusammen mit zusätzlichen Schichten 
nationaler Prüfungen und Kontrollen 
eine Belastung für die 
Verwaltungsbehörden, die Begünstigten 
und die allgemeine Umsetzung der 
Kohäsionspolitik darstellen;

Or. en
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Änderungsantrag 56
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bg. in der Erwägung, dass das 
Kontrollgefüge der Kohäsionsfonds 
grundsätzlich darauf ausgelegt wurde, 
Fehler zu ermitteln, mit geringeren 
Kapazitäten zur Bekämpfung von Betrug;

Or. fr

Änderungsantrag 57
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Erwägung B h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bh. in der Erwägung, dass die 
Betrugsbekämpfung auf einer verstärkten 
und direkten Zusammenarbeit zwischen 
den Dienststellen der Europäischen 
Kommission und der EUStA fußen sollte; 
und in der Erwägung, dass in 
Ermangelung einer eindeutigen 
Unterscheidung zwischen den Begriffen 
Fehler, Regelwidrigkeit und Betrug die 
Steuerung und Umsetzung der 
Kohäsionspolitik zu stark verkompliziert 
und erschwert wird;

Or. fr

Änderungsantrag 58
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
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Ziffer -1 (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1. stellt fest, dass die Finanzierung 
der Kohäsionspolitik im Hinblick auf 
Forschung und Innovation die 
Zusammenarbeit zwischen der 
Forschungsgemeinschaft und den 
Unternehmen gestärkt und dazu 
beigetragen hat, Forschungsergebnisse in 
marktfähige Produkte oder 
Dienstleistungen umzusetzen; stellt fest, 
dass nach den Zahlen der Kommission bis 
Ende 2021 mehr als 61 000 Unternehmen 
mit Forschungseinrichtungen 
zusammengearbeitet haben und etwa 
30 000 Unternehmen dank der 
Unterstützung durch EFRE-Mittel neue 
Produkte auf den Markt gebracht haben; 
stellt ferner fest, dass zum gleichen 
Zeitpunkt mehr als 57 000 Forschende in 
besseren Einrichtungen gearbeitet haben;

Or. en

Änderungsantrag 59
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1a. betont, dass die Kohäsionspolitik 
auch dazu beigetragen hat, die digitale 
Kluft zwischen den Regionen zu 
überbrücken, indem sie die Entwicklung 
der IKT-Infrastruktur in weniger 
entwickelten Regionen unterstützt hat; 
begrüßt, dass infolgedessen bis Ende 2021 
6,3 Millionen Haushalte mit einem 
besseren Breitbandzugang ausgestattet 
wurden und diese Zahl bis Ende 2023 
voraussichtlich 11,5 Millionen erreichen 
wird, von denen 83 % in Spanien, Italien 
und Polen liegen werden;
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Or. en

Änderungsantrag 60
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1b. weist darauf hin, dass die 
Kohäsionsunterstützung auch Tausenden 
von KMU greifbare Vorteile gebracht hat; 
betont, dass dies einer der 
leistungsstärksten Bereiche der EFRE-
Unterstützung war; hebt hervor, dass 
dieser Fonds bis Ende 2021 mehr als 
2 Millionen Unternehmen unterstützt hat, 
wodurch 310 000 Arbeitsplätze geschaffen 
wurden; stellt fest, dass die in Tschechien, 
Polen, Deutschland, den Niederlanden 
und Österreich durchgeführten 
Bewertungen Beispiele für KMU 
enthalten, die wettbewerbsfähiger und 
innovativer geworden sind, ihre 
Produktivität gesteigert und einen 
besseren Zugang zu internationalen 
Märkten erhalten haben;

Or. en

Änderungsantrag 61
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1c. hebt hervor, dass die Kohäsion 
auch bei dem Wandel zu einer 
kohlenstoffarmen Wirtschaft eine 
entscheidende Rolle gespielt hat; begrüßt 
außerdem, dass die Verringerung des 
Energieverbrauchs in Gebäuden eine 
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Hauptkomponente dieses Wandels ist und 
dass die Unterstützung durch die 
Kohäsionspolitik bereits Früchte getragen 
hat; begrüßt die Tatsache, dass 
Bewertungen durch die Mitgliedstaaten 
zeigen, dass Maßnahmen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz in der 
ganzen EU wirksam waren; stellt fest, 
dass der EFRE beispielsweise bis Ende 
2021 dazu beigetragen hat, die 
Energieeffizienz in 460 000 Haushalten 
zu verbessern;

Or. en

Änderungsantrag 62
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1d. stellt fest, dass die 
Kohäsionspolitik nachweislich 
Investitionen in mehreren Kohleregionen 
unterstützt hat, die für die 
Dekarbonisierung von großer Bedeutung 
waren; stellt fest, dass die Maßnahmen in 
Asturien, Spanien, auf die Beschäftigung 
von Jugendlichen und Frauen in 
ländlichen Gebieten ausgerichtet waren 
und Anreize für das Unternehmertum und 
die soziale Inklusion geschaffen haben, 
und stellt außerdem fest, dass die 
Kohäsionsfonds in Bulgarien in der 
Region Yugoiztochen einen Schwerpunkt 
auf Energieeffizienz, die Modernisierung 
von KMU und die Förderung der 
Entwicklung von Kompetenzen gelegt 
haben;

Or. en

Änderungsantrag 63
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Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1e. stellt fest, dass Maßnahmen zur 
Förderung der Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Energieträgern die 
Produktionskapazität für Energie aus 
erneuerbaren Energieträgern in der EU 
um 3 660 MW bis Ende 2021 erhöht 
haben, mit einem Ziel von 8 800 MW bis 
Ende 2023; stellt fest, dass für diesen 
Bereich positive Ergebnisse zum Beispiel 
in Estland und in Regionen in Frankreich 
gemeldet wurden;

Or. en

Änderungsantrag 64
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1f. betont, dass die Bewertung von 
Maßnahmen in dem Bereich der 
Anpassung an den Klimawandel und der 
Risikoverhütung zeigt, dass eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
erforderlich ist, damit die im Rahmen der 
Kohäsionspolitik finanzierten 
Maßnahmen wirklich wirksam sind; hebt 
hervor, dass einige Länder bereits 
gemeinsame Maßnahmen in den 
Bereichen Risikoverhütung und 
Katastrophenschutz ergriffen haben: es 
gibt Beispiele einer solchen 
Zusammenarbeit zwischen Italien und 
Frankreich, Tschechien und Polen sowie 
Italien und Österreich; betont, dass im 
Hinblick auf die Anpassung an den 
Klimawandel dank den 
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Kohäsionsinvestitionen nun 
21,7 Millionen Menschen weniger stark 
von Überschwemmungen betroffen sind;

Or. en

Änderungsantrag 65
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1g. stellt fest, dass es durch die 
Kohäsionsunterstützung im Rahmen des 
EFRE und des Kohäsionsfonds außerdem 
ermöglicht wurde, die Anzahl an 
Menschen, die von einer besseren 
Wasserversorgung (5,1 Millionen 
Menschen bis Ende 2021) und einer 
besseren Bewirtschaftung ihrer 
Siedlungsabfälle profitieren, anzuheben; 
stellt fest, dass beispielsweise die meisten 
der angestrebten Begünstigten (70 %) der 
Maßnahmen zur Verbesserung des 
Trinkwassers in Rumänien, 
Griechenland, Portugal, Bulgarien und 
Tschechien leben; stellt ferner fest, dass 
in Frankreich und Belgien durch den 
Kohäsionsfonds finanzierte Projekte dazu 
beigetragen haben, die 
Kreislaufwirtschaft anzukurbeln;

Or. en

Änderungsantrag 66
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 h (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1h. hebt hervor, dass Energie- und 
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Verkehrsnetze erhebliche Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
erhalten haben; stellt fest, dass die 
Auswirkungen dieser Art von 
Infrastrukturprojekten zwar erst 
längerfristig richtig bewertet werden 
können, dass aber einige der Investitionen 
in die Straßen- und 
Schieneninfrastrukturen laut den in 
Polen und Tschechien durchgeführten 
Bewertungen bereits zu weniger 
Verkehrsunfällen, kürzeren Reisezeiten 
und weniger Umweltverschmutzung 
geführt haben; stellt fest, dass darüber 
hinaus in Mitgliedstaaten wie Polen und 
Bulgarien die finanzierten Erdgasprojekte 
zum strategischen Ziel der 
Diversifizierung ihrer Energieversorgung 
beigetragen haben; begrüßt die Tatsache, 
dass die aus dem EFRE geförderte 
Gasverbindungsleitung zwischen 
Griechenland und Bulgarien im Oktober 
2022 in Betrieb genommen wurde und zu 
den strategischen Zielen der EU in Bezug 
auf die Autonomie der Energieversorgung 
und die Diversifizierung der 
Energiequellen beiträgt;

Or. en

Änderungsantrag 67
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 i (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1i. stellt fest, dass die Kohäsion, 
insbesondere durch den ESF und die YEI, 
Maßnahmen in den Bereichen 
Beschäftigung, soziale Inklusion sowie 
allgemeine und berufliche Bildung 
erfolgreich unterstützt hat; betont, dass 
bis Ende 2021 6,4 Millionen Menschen 
dank den durch den ESF und die YEI 
unterstützten Maßnahmen eine 
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Arbeitsstelle gefunden und 8,8 Millionen 
Menschen eine Qualifizierung erlangt 
haben;

Or. en

Änderungsantrag 68
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 j (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1j. betont, dass Bewertungen aus 
Mitgliedstaaten wie Italien, Deutschland, 
Polen und Irland gezeigt haben, dass 
Menschen, und insbesondere junge 
Menschen, die an aus dem 
Kohäsionsfonds geförderten 
Ausbildungsmaßnahmen, Lehrstellen und 
Praktika teilgenommen haben, deutlich 
bessere Chancen hatten, einen 
Arbeitsplatz zu finden; stellt fest, dass 
Polen und Irland mit Projekten für 
Langzeitarbeitslose gute Ergebnisse 
erzielt haben; stellt ferner fest, dass eine 
in Ungarn durchgeführte Bewertung der 
Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen 2014-2020 ergeben hat, dass 
das Programm kurzfristig erheblich zur 
Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung 
der Teilnehmenden beigetragen hat, auch 
wenn diese Wirkung mit der Zeit 
abnimmt; betont, dass eine andere 
Bewertung aus Ungarn zu dem Schluss 
kam, dass die durch den ESF finanzierten 
Programme zur Unterstützung der 
Integration in den Arbeitsmarkt eine 
positive und erhebliche Auswirkung auf 
die Erlangung einer Beschäftigung 
hatten; stellt fest, dass eine in Schweden 
durchgeführte Bewertung der YEI 
insgesamt positive Auswirkungen auf die 
Beschäftigung der Teilnehmenden, 
insbesondere derjenigen mit 
ausländischem Hintergrund, ergab; 
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betont, dass Ausbildungsmaßnahmen 
sowohl für Schüler als auch für 
Lehrpersonal sich positiv auf die 
Schulabbrecherquoten ausgewirkt haben, 
zum Beispiel in Deutschland, Portugal 
und Spanien;

Or. en

Änderungsantrag 69
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 k (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1k. stellt fest, dass der ESF 
Unternehmern bei der Gründung neuer 
Unternehmen geholfen und Schulungen 
angeboten hat, damit sich die 
Unternehmen besser an die 
Veränderungen auf dem Markt anpassen 
können; hebt hervor, dass die Dimension 
des ESF-Programms in Thüringen, 
Deutschland, die der Stärkung des 
Unternehmertums gewidmet ist, neben 
anderen Projekten das Thüringer 
Zentrum für Existenzgründungen und 
Unternehmertum (ThEx) unterstützt hat; 
würdigt, dass das Zentrum bis Ende 2021 
etwa 2 900 Menschen bei der Gründung 
eines neuen Unternehmens in der Region 
unterstützt hat;

Or. en

Änderungsantrag 70
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 l (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text



AM\1292876DE.docx 37/160 PE757.375v01-00

DE

-1l. betont, dass die Kohäsionspolitik 
Projekte in der Gesundheitsbranche 
finanziell unterstützt, insbesondere durch 
ESF- und EFRE-Investitionen: bis Ende 
2021 hatten 59 Millionen Menschen 
Zugang zu verbesserten 
Gesundheitsdiensten in der ganzen EU; 
betont, dass durch den Kohäsionsfonds 
unterstütze Projekte in Litauen zum 
Beispiel dazu geführt haben, das Risiko 
von Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu 
verringern und die Selbstmordrate zu 
senken;

Or. en

Änderungsantrag 71
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 m (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1m. begrüßt den Beitrag der 
Kohäsionspolitik zur territorialen 
Zusammenarbeit; stellt fest, dass dieses 
spezifische Ziel des EFRE zur 
Finanzierung grenzüberschreitender 
transnationaler oder überregionaler 
Projekte in Bereichen wie Forschung, 
Entwicklung und Innovation sowie 
Umwelt beigetragen hat; betont, dass die 
meisten dieser Kooperationsprojekte 
gemäß der Berichterstattung durch die 
Kommission ohne diese spezifische 
Kohäsionsunterstützung nicht 
durchgeführt worden wären; betont, dass 
bis Ende 2021 mehr als 
33 500 Unternehmen an 
grenzüberschreitenden transnationalen 
oder überregionalen 
Forschungsprojekten beteiligt waren und 
165 000 Menschen von den Initiativen für 
grenzüberschreitende Mobilität profitiert 
haben;



PE757.375v01-00 38/160 AM\1292876DE.docx

DE

Or. en

Änderungsantrag 72
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 n (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1n. betont, dass die Bewertung der 
Auswirkungen durch das OP 2014-2020 
der Interreg für Mitteleuropa gezeigt hat, 
dass das Programm bis Ende 2021 
positive Auswirkungen in den Bereichen 
Innovation, Kohlenstoffreduktion, 
Umwelt, Kultur und Verkehr hatte; hebt 
hervor, dass 62 452 Menschen ausgebildet 
und 1 276 neue Vollzeitarbeitsplätze 
geschaffen wurden; begrüßt die Tatsache, 
dass das Interreg-Programm Rumänien-
Serbien auch zur Stärkung der 
Zusammenarbeit der beiden Länder in 
allen einschlägigen Bereichen 
beigetragen hat und dass das Interreg-
Programm für Schweden, Dänemark und 
Norwegen positive Ergebnisse im Bereich 
der grünen Wirtschaft gezeigt hat;

Or. en

Änderungsantrag 73
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 o (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1o. begrüßt die Reaktion der 
Kohäsionspolitik auf die jüngsten Krisen; 
stellt fest, dass mehr als 300 Änderungen 
des CRII(+)-Programms angenommen 
wurden, was zur Umleitung von Mitteln in 
Höhe von fast 28 Mrd. EUR zur 
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Bekämpfung der Folgen der COVID-19-
Krise führte; hebt hervor, dass 
beispielsweise 8 Mrd. EUR umgeleitet 
wurden, um den am meisten von der 
COVID-19-Krise betroffenen 
Unternehmen unternehmerische 
Unterstützung zu bieten; stellt außerdem 
fest, dass die unternehmerische EFRE-
Unterstützung in Ungarn, die durch diese 
Flexibilität ermöglicht wurde, zum 
Beispiel nachweislich positive 
Auswirkungen in den betroffenen 
Unternehmen hatte; stellt fest, dass die 
vorläufige Bewertung der durch den ESF 
und den Europäischen Hilfsfonds für die 
am stärksten benachteiligten Personen im 
Rahmen von CRII(+) geleisteten 
Unterstützung durch die Kommission 
ebenfalls hauptsächlich positiv war; 
betont, dass die CRII(+) in den meisten 
Mitgliedstaaten, die diese Flexibilität 
genutzt haben, um verbliebene Mittel zur 
Finanzierung kurzfristiger 
Arbeitsregelungen, für Maßnahmen für 
die soziale Inklusion und für ihr 
Gesundheitsversorgungssystem je nach 
ihrem nationalen Kontext umzuverteilen, 
ihre Ziele erreicht hat; betont, dass die 
Regierungen dank CRII(+) in der Lage 
waren, das Niveau ihrer 
Auftragsvergaben und Ausgaben während 
dieses schwierigen Zeitraums gemäß den 
Daten des Coronavirus Dashboards der 
Kommission von August 2023 
beizubehalten;

Or. en

Änderungsantrag 74
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 p (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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-1p. stellt fest, dass der Schwerpunkt 
der Unterstützung durch REACT-EU auf 
Aufbaumaßnahmen liegt, die von 
zukunftsorientierten Prioritäten wie dem 
grünen und dem digitalen Wandel 
angetrieben werden: ein Beispiel für diese 
Unterstützung ist das Projekt Green 
Change Zealand, das 20 KMU in der 
Region dabei unterstützt hat, ihren 
Energie- und Materialverbrauch durch 
Pläne für den ökologischen Wandel zu 
reduzieren;

Or. en

Änderungsantrag 75
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 q (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1q. stellt fest, dass die 
Kohäsionspolitik im Laufe der Jahre 
wirksam zum Abbau von Ungleichheit 
beigetragen hat, dass aber, wie der achte 
Kohäsionsbericht deutlich macht, einige 
Formen der Ungleichheit weiterhin 
bestehen, beispielsweise im Bereich der 
Beschäftigung, und dass neue Formen 
der Ungleichheit, wie die regionale 
Innovationskluft, entstanden sind; betont, 
dass eine weitere sehr wichtige 
Herausforderung die der 
Entwicklungsfallen ist: während die 
östlichen EU-Regionen ihren Rückstand 
aufgeholt haben, stagniert die Situation in 
anderen Regionen, insbesondere im 
Süden der EU; stellt ferner fest, dass der 
demografische Wandel auch alle 
Regionen der EU betreffen wird, 
insbesondere aber die ländlichen 
Regionen, die bereits jetzt demografisch 
schrumpfen; hebt hervor, dass dies 
wiederum die Kluft zwischen Stadt und 
Land verschärfen wird; betont, dass der 
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grüne und der digitale Wandel in den 
einzelnen Regionen der EU mit sehr 
unterschiedlicher Geschwindigkeit 
voranschreiten;

Or. en

Änderungsantrag 76
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 r (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1r. stellt fest, dass, wie die Analysen 
der Leistung der kohäsionspolitischen 
Fonds, auch durch den EuRH, zeigen, 
Verbesserungsbedarf hinsichtlich der 
Wirksamkeit der kohäsionspolitischen 
Maßnahmen zur Umsetzung der 
übergeordneten Prioritäten der EU und 
der territorialen Herausforderungen, wie 
die Wettbewerbsfähigkeit oder die 
Ökologisierung der Wirtschaft, besteht; 
weist darauf hin, dass eine umfassendere 
Reaktion unter Einbeziehung anderer 
politischer Strategien der EU und eine 
wirksame Ausrichtung der Mittel daher 
von wesentlicher Bedeutung für die 
Bekämpfung der Geografie der 
Unzufriedenheit sein wird;

Or. en

Änderungsantrag 77
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 s (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1s. stellt fest, dass die wiederholte 
Inanspruchnahme der Kohäsionspolitik 
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zur Reaktion auf Krisen und Notlagen 
jedoch wichtige Fragen aufgeworfen hat; 
stellt fest, dass, wie der Rechnungshof 
bereits dargelegt hat, die Auswirkungen 
dieser ständigen Verringerung der 
Kohäsionsmittel auf die langfristigen 
Ziele der Politik sorgfältig analysiert 
werden müssen; stellt ferner fest, dass der 
für die Neuprogrammierung erforderliche 
Verwaltungsaufwand die Umsetzung zu 
einem entscheidenden Zeitpunkt im 
Lebenszyklus der operationellen 
Programme beeinträchtigt haben könnte; 
weist darauf hin, dass der Druck, hohe 
Beträge in einem sehr kurzen Zeitraum 
auszugeben, leider zu einer Zunahme der 
vorschriftswidrigen Ausgaben beigetragen 
hat;

Or. en

Änderungsantrag 78
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 t (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1t. hebt hervor, dass die Zahl der 
Strukturfonds und -instrumente zunimmt 
und dass sie unter verschiedenen 
rechtlichen und strategischen Rahmen 
zerstreut sind; nimmt insbesondere die 
Schaffung der ARF zur Kenntnis, die 
Kohäsionsprioritäten unter einem 
anderen Rechtsrahmen und 
Umsetzungsmodell verfolgt, oder den 
Ausschluss des ELER aus den ESI-
Fonds;

Or. en

Änderungsantrag 79
Andrey Novakov
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Entschließungsantrag
Ziffer -1 u (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1u. betont, dass eine schleichende 
Erosion der Politik stattfindet, indem 
thematische Fonds oder Initiativen zur 
Unterstützung eines bestimmten 
Wirtschaftszweigs oder Ziels entstehen, 
die sich auf Beiträge aus der 
Kohäsionspolitik stützen, wie z. B. die 
Vorschläge STEP und ASAP, ReactEU 
oder RePowerEU, während der 
territoriale Ansatz der Politik verwässert 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 80
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 v (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1v. betont, dass es zwar schwierig ist, 
die Unterstützung der Kohäsionspolitik im 
Falle einer Notsituation zu verweigern, 
dass es aber offensichtlich ist, dass ein 
angemessener Notfallfonds erforderlich 
ist, und dass in Bezug auf die Fonds für 
die Kohäsionspolitik klare Regeln 
festgelegt werden sollten, um einerseits 
den strukturellen Ansatz und andererseits 
die Notwendigkeit, unvorhergesehene 
Ereignisse zu bewältigen, sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 81
Andrey Novakov
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Entschließungsantrag
Ziffer -1 w (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1w. stellt fest, dass sowohl Befürworter 
als auch Gegner der Kohäsionspolitik in 
einem Punkt übereinstimmen, nämlich in 
der Notwendigkeit von Reformen, um eine 
weitere Vereinfachung zu erreichen; stellt 
fest, dass mit dem Regelungsrahmen 
2021-2027 bereits Maßnahmen zur 
Vereinfachung der Durchführung und 
Verwaltung der Kohäsionspolitik 
eingeführt wurden, dass aber aus den 
Rückmeldungen der Interessenträger klar 
hervorgeht, dass diese Bemühungen um 
Vereinfachung fortgesetzt werden 
müssen;

Or. en

Änderungsantrag 82
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 x (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1x. stellt fest, dass der im Zeitraum 
2014-2020 eingeführte Leistungsrahmen 
ein Versuch war, die 
Ergebnisorientierung der Politik zu 
verbessern, dass er jedoch Gegenstand 
von erheblicher Kritik war; stellt fest, dass 
einige Quellen vorgeschlagen haben, dass 
er ergebnisorientierter und nicht auf 
Indikatoren ausgerichtet sein sollte, um 
sich auf die Bewältigung der 
tatsächlichen zugrundeliegenden 
Probleme zu konzentrieren, die die Politik 
lösen möchte; weist darauf hin, dass die 
Analyse des Rechnungshofs zu dem 
Schluss kam, dass das neue Modell 
keinen nennenswerten Unterschied zu der 
Art und Weise darstellte, wie EU-Mittel 
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zugewiesen und ausgegeben wurden; ist 
der Ansicht, dass einige dieser 
Schlussfolgerungen für die Umsetzung 
des Programmplanungszeitraums 2021-
2027 relevant sein könnten;

Or. en

Änderungsantrag 83
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer -1 y (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

-1y. hebt hervor, dass das Aufkommen 
von Instrumenten für 
Haushaltszuschüsse, die auf direkter 
Verwaltung beruhen und ein einfacheres 
Durchführungsmodell aufweisen, zu 
einer Renationalisierung der 
Kohäsionspolitik führen und eines der 
Grundprinzipien der Kohäsionspolitik 
gefährden könnte: Multi-Level-
Governance; stellt fest, dass ein Gefühl 
der Enttäuschung über die Umsetzung der 
ARF auf lokaler und regionaler Ebene 
herrscht; betont, dass ein 
leistungsorientierter Ansatz nur dann 
funktionieren wird, wenn die regionale 
und lokale Ebene ein Mitspracherecht bei 
der Festlegung der Ziele hat, an denen 
der Erfolg der Politik gemessen wird;

Or. en

Änderungsantrag 84
Isabel Benjumea Benjumea

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text
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1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Auffassung, dass folglich die 
Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Hilfs- und 
Finanzierungsprogrammen der EU 
gestärkt werden muss, und zwar, indem 
die Möglichkeit der Finanzierung 
gemeinsamer Projekte gefördert, 
Synergieeffekte geschaffen, 
Verwaltungsplattformen gemeinsam 
genutzt und Informationen und 
Verwaltung zentralisiert werden, während 
die Kohäsionspolitik aufgrund ihrer 
Geschichte und der erfolgreichen 
verschiedenen Programme stets das 
Rückgrat und die Hauptachse der 
Verwaltung bilden sollte; ist der Ansicht, 
dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. es

Änderungsantrag 85
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 1
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Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen nachhaltigen 
Wachstums bleibt und durch sie weiterhin 
ein wichtiger Beitrag zur Unterstützung des 
Kampfs gegen den Klimawandel, des 
sozial gerechten Übergangs und der 
Erholung nach symmetrischen und 
asymmetrischen Schocks geleistet werden 
sollte, sie aber insgesamt durch den 
strategischen Ansatz geleitet sein sollte; 
betont, dass alle europäischen Regionen 
förderfähig bleiben sollten; fordert eine 
klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen; fordert 
klimabezogene Ausgaben von 50 % 
innerhalb des neuen Rahmens, um die 
durch das Übereinkommen von Paris 
festgelegten Klimaziele zu erreichen und 
im Einklang mit den Zielen der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung 
und dem europäischen Grünen Deal;

Or. en

Änderungsantrag 86
Daniel Buda

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text
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1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; die Existenz 
mehrerer Kohäsionsfonds mit sich 
teilweise überschneidenden Prioritäten 
kann die wirksame Umsetzung der 
Kohäsionspolitik behindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. ro

Änderungsantrag 87
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten, zur 
Sicherstellung des sozialen, 
wirtschaftlichen, ökologischen und 
territorialen Zusammenhalts, zur 
Förderung des regionalen nachhaltigen 
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Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Wachstums und zur Bekämpfung des 
Klimawandels und der Armut bleibt und 
durch sie weiterhin ein wichtiger Beitrag 
zur Unterstützung der Erholung nach 
symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 88
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Unterscheidung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen, 
Wettbewerb und eine große administrative 
Komplexität beim Zugang zu EU-
Instrumenten zu vermeiden;
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aufgestockt werden müssen;

Or. pt

Änderungsantrag 89
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen; besteht 
darauf, dass alle europäischen Regionen 
in der Zukunft förderfähig bleiben;

Or. en

Änderungsantrag 90
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 1
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Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihres standortbezogenen Ansatzes, ihrer 
strategischen Planung und ihres wirksamen 
Umsetzungsmodells das wichtigste 
Investitionsinstrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die realen Gesamtmittel für 
die Kohäsionspolitik und der Anteil des 
MFR an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 91
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
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eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

klare Abgrenzung sowie Komplementarität 
zwischen der Kohäsionspolitik und 
anderen Instrumenten, um 
Überschneidungen und Wettbewerb 
zwischen den EU-Instrumenten zu 
verhindern; ist der Ansicht, dass die 
Gesamtmittel für die Kohäsionspolitik und 
der Anteil des MFR an dieser Politik im 
Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 92
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein 
wichtiger Beitrag zur Unterstützung der 
Erholung nach symmetrischen und 
asymmetrischen Schocks geleistet werden 
sollte; fordert eine klare Abgrenzung 
zwischen der Kohäsionspolitik und 
anderen Instrumenten, um 
Überschneidungen und Wettbewerb 
zwischen den EU-Instrumenten zu 
verhindern; ist der Ansicht, dass die 
Gesamtmittel für die Kohäsionspolitik und 
der Anteil des MFR an dieser Politik im 
Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleiben sollte und nicht dazu bestimmt 
war, durch sie einen wichtigen Beitrag zur 
Unterstützung der Erholung nach 
symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks zu leisten; fordert eine klare 
Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. en
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Änderungsantrag 93
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Instrument der EU zur 
Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

1. betont, dass die Kohäsionspolitik 
aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, 
ihrer strategischen Planung und ihres 
wirksamen Umsetzungsmodells das 
wichtigste Investitionsinstrument der EU 
zur Verringerung von Disparitäten und zur 
Förderung des regionalen Wachstums 
bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger 
Beitrag zur Unterstützung der Erholung 
nach symmetrischen und asymmetrischen 
Schocks geleistet werden sollte; fordert 
eine klare Abgrenzung zwischen der 
Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und 
Wettbewerb zwischen den EU-
Instrumenten zu verhindern; ist der 
Ansicht, dass die Gesamtmittel für die 
Kohäsionspolitik und der Anteil des MFR 
an dieser Politik im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021‒2027 
aufgestockt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 94
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. betont die rasche und umfassende 
Unterstützung im Rahmen der 
Kohäsionspolitik für ukrainische 
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Flüchtlinge sowie für Regionen, die kaum 
von der Pandemie betroffen sind; betont 
jedoch, dass die erweiterte Flexibilität, die 
die Kommission zuvor mit der CRII- und 
der CRII+-Verordnung und durch die 
Vorschläge für CARE und CARE+ für die 
ESI-Fonds im Zeitraum 2014-2020 
zusammen mit den Mitteln aus der 
Aufbau- und Resilienzfazilität gewährt 
hat, den strategischen Ansatz der 
Kohäsionspolitik untergräbt, mit dem die 
regionalen Unterschiede in der EU 
langfristig angegangen werden sollen, 
wobei Mittel für den Klimaschutz und die 
thematische Konzentration auf spezifische 
politische Ziele vorgesehen sind; betont, 
dass statt der Kohäsionspolitik andere 
EU-Fonds mobilisiert werden sollten, um 
als Notbehelf auf beispiellose Krisen zu 
reagieren, dass die Kohäsionspolitik 
keinen Haushaltskürzungen unterworfen 
werden sollte, damit auf Krisen reagiert 
werden kann, und dass die in die 
Kohäsionspolitik investiert werden sollte, 
um zu verhindern, dass die Regionen 
nicht auf mögliche Herausforderungen 
vorbereitet sind, und so widerstandsfähige 
und zukunftssichere Regionen in der EU 
insgesamt aufbauen;

Or. en

Änderungsantrag 95
Isabel Benjumea Benjumea

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. ist der Ansicht, dass die 
Kohäsionspolitik eines der 
Markenzeichen der Europäischen Union 
ist, weshalb das europäische Projekt in 
jedem einzelnen Mitgliedstaat, seinen 
Regionen und Gemeinden anerkannt ist. 
weist darauf hin, dass es viele 
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transformative Projekte, KMU, 
Unternehmer und Bürger gibt, die durch 
die Struktur- und Investitionsfonds 
unterstützt worden sind, die diese als 
Chance gesehen und als ein Instrument 
verstanden haben, mit dem die 
Chancengleichheit zwischen den Gebieten 
erhöht und Bürgerinnen und Bürgern aus 
der gesamten Union die Möglichkeit zur 
freien Entwicklung beruflicher und 
privater Projekte eingeräumt werden 
kann; ist der Auffassung, dass wir den 
Wert der Kohäsionspolitik der EU in den 
Vordergrund stellen sollten und nicht 
zulassen dürfen, dass sie zur allgemeinen 
Anlaufstelle wird, wenn die Kommission 
Mittel für neue Programme oder Projekte 
benötigt, so dringend diese auch sein 
mögen;

Or. es

Änderungsantrag 96
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. betont, dass die Kohäsionspolitik 
alle Hoheitsgebiete aller Mitgliedstaaten 
und alle Arten von Regionen abdecken 
sollte; betont, dass dies der einzige Weg 
zur Bewältigung regionaler 
Herausforderungen ist, um ein 
ausgeglicheneres Entwicklungsmuster in 
der EU zu erreichen und um besondere 
regionale Entwicklungsprobleme lokal 
anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 97
Carlos Coelho
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Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. ist der Ansicht, dass die 
Gesamtmittel für die Kohäsionspolitik 
und der Anteil des MFR an dieser Politik 
im Vergleich zum 
Programmplanungszeitraum 2021-2027 
aufgestockt werden müssen; erkennt die 
Kürzung des Anteils des MFR 2021-2027 
an, der für die Kohäsionspolitik bestimmt 
ist und nur durch die NGEU-Mittel 
ausgeglichen wird;

Or. pt

Änderungsantrag 98
Daniel Buda

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. betont, dass das Gesamtbudget für 
die Kohäsionspolitik aufgestockt werden 
sollte, da die COVID-19-Pandemie und 
der Krieg in der Ukraine neue Formen 
der Ungleichheit zwischen den Regionen 
geschaffen haben;

Or. ro

Änderungsantrag 99
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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1a. betont, dass es notwendig ist, den 
Grundsatz „Dem Zusammenhalt nicht 
schaden“ auf alle EU-Strategien 
anzuwenden, damit sie die Ziele des 
sozialen, wirtschaftlichen, territorialen 
und ökologischen Zusammenhalts 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 100
Daniel Buda

Entschließungsantrag
Ziffer 1 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1b. weist darauf hin, dass den 
Regionen Europas mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden muss, da der grüne 
Wandel negative Auswirkungen auf sie 
haben und noch mehr Gefälle schaffen 
könnte, wenn er nicht richtig gesteuert 
wird;

Or. ro

Änderungsantrag 101
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. ist der Auffassung, dass die 
Kohäsionsinvestitionen für die 
Programmplanung und -durchführung 
unter geteilter Verwaltung verbleiben 
sollten, um den lokalen Bedürfnissen der 
Regionen, der städtischen, ländlichen und 
abgelegenen Gebiete gerecht zu werden; 
stellt fest, dass gemeinsame 

2. ist der Auffassung, dass die 
Kohäsionsinvestitionen für die 
Programmplanung und -durchführung 
unter geteilter Verwaltung verbleiben 
sollten, um den lokalen Bedürfnissen der 
Regionen, der städtischen, ländlichen und 
abgelegenen Gebiete gerecht zu werden, 
und mit dem Grundsatz „Dem 
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Programmplanung, Kofinanzierung, Mit 
verantwortung und Miteigentümerschaft 
die wirksamsten Methoden für eine 
erfolgreiche Umsetzung jeder EU-
Investitionspolitik und jedes von der EU 
finanzierten Projekts sind;

Zusammenhalt nicht schaden“ im 
Einklang stehen sollten; stellt fest, dass 
gemeinsame Programmplanung, 
Kofinanzierung, Mitverantwortung und 
Miteigentümerschaft die wirksamsten und 
nachhaltigsten Methoden für eine 
erfolgreiche Umsetzung jeder EU-
Investitionspolitik und jedes von der EU 
finanzierten Projekts sind; betont ferner, 
dass Investitionen in hochwertige 
öffentliche Dienste einen entscheidenden 
Beitrag dazu leisten, die soziale Resilienz 
zu stärken und wirtschaftliche, 
gesundheitliche und soziale Krisen zu 
bewältigen;

Or. en

Änderungsantrag 102
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. ist der Auffassung, dass die 
Kohäsionsinvestitionen für die 
Programmplanung und -durchführung 
unter geteilter Verwaltung verbleiben 
sollten, um den lokalen Bedürfnissen der 
Regionen, der städtischen, ländlichen und 
abgelegenen Gebiete gerecht zu werden; 
stellt fest, dass gemeinsame 
Programmplanung, Kofinanzierung, Mit 
verantwortung und Miteigentümerschaft 
die wirksamsten Methoden für eine 
erfolgreiche Umsetzung jeder EU-
Investitionspolitik und jedes von der EU 
finanzierten Projekts sind;

2. ist der Auffassung, dass die 
Kohäsionsinvestitionen für die 
Programmplanung und -durchführung 
unter geteilter Verwaltung verbleiben 
sollten, um in der Lage zu sein, den 
Bedürfnissen der Mitgliedstaaten, der 
Regionen, der städtischen, ländlichen und 
abgelegenen Gebiete gerecht zu werden; 
stellt fest, dass gemeinsame 
Programmplanung, Kofinanzierung, Mit 
verantwortung und Miteigentümerschaft 
die wirksamsten Methoden für eine 
erfolgreiche Umsetzung jeder EU-
Investitionspolitik und jedes von der EU 
finanzierten Projekts sind;

Or. en

Änderungsantrag 103
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Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. weist darauf hin, dass der 
Klimawandel unverhältnismäßig starke 
Auswirkungen auf unterentwickelte 
Regionen hat; betont daher, dass mehr 
getan werden muss, um den Klimawandel 
zu bekämpfen und den Klimaschutz 
gerade in diesen Regionen zu verbessern; 
betont, dass die Kohäsionspolitik eine 
starke durchgängige Berücksichtigung 
des Klimaschutzes in allen Branchen 
fördern und dafür sorgen muss, dass alle 
EU-Finanzierungsprogramme und -
projekte in Strategien zur Unterstützung 
ambitionierter Klimaziele eingebettet sind; 
hebt hervor, wie wichtig es ist, regionale 
Umweltstrategien an ehrgeizige 
Klimaziele zu koppeln, die über das 
Gesamtziel der Verwirklichung einer 
klimaneutralen EU bis 2050 
hinausreichen;

Or. en

Änderungsantrag 104
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. ist der festen Überzeugung, dass 
die bereichsübergreifenden Grundsätze 
und ein verbindliches 
„Partnerschaftsprinzip“ in allen 
Mitgliedstaaten wichtig sind und die 
Leitprinzipien der Kohäsionspolitik nach 
2027 bleiben sollten;
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Or. en

Änderungsantrag 105
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. lehnt jegliche Renationalisierung 
der Kohäsionspolitik ab;

Or. fr

Änderungsantrag 106
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2b. hebt die Auswirkungen hervor, die 
mit dem Klimawandel 
zusammenhängende Phänomene auf die 
weniger entwickelten Regionen und ihre 
Volkswirtschaften sowie auf die 
Arbeitsbedingungen, insbesondere in den 
am stärksten gefährdeten Branchen und 
Berufen, haben; ist der Ansicht, dass 
grüne Tarifverhandlungen sowohl für 
Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeber 
von wesentlicher Bedeutung sind, um die 
Auswirkungen des ökologischen Wandels 
auf den territorialen und sozialen 
Zusammenhalt, die Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz, die 
Ausbildung und Weiterqualifizierung von 
Arbeitnehmern und die Schaffung neuer 
hochwertiger Arbeitsplätze auf dem sich 
derzeit wandelnden Arbeitsmarkt 
anzugehen;
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Or. en

Änderungsantrag 107
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2c. ist der Ansicht, dass Mechanismen 
für die durchgängige Berücksichtigung 
des Klimaschutzes und für die Sicherung 
der Klimaverträglichkeit einen integralen 
Bestandteil der Programmplanung und -
durchführung darstellen sollten, 
insbesondere bei der Auswahl von 
Vorhaben;

Or. en

Änderungsantrag 108
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2d. weist darauf hin, dass im 
kohäsionspolitischen Rahmen für den 
Zeitraum 21-27 die Gleichstellung der 
Geschlechter und eine 
Geschlechterperspektive enthalten und in 
allen Phasen des Prozesses der 
Vorbereitung, Umsetzung, Überwachung 
und Evaluierung der 
kohäsionspolitischen Programme 
gefördert werden müssen;

Or. en
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Änderungsantrag 109
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2e. hebt hervor, dass im Falle einer 
EU-Erweiterung das durchschnittliche 
Pro-Kopf-BIP in der EU sinken könnte, 
und fordert die Kommission daher auf, 
eine eingehende Bewertung 
vorzunehmen, bevor sie einen neuen 
Rahmen für die Kohäsionspolitik nach 
2027 vorschlägt, um die Unterstützung 
für alle Regionen fortzusetzen und 
etwaige ungünstige Auswirkungen auf die 
Förderfähigkeit im Rahmen der 
Kohäsionspolitik angemessen zu 
berücksichtigen;

Or. en

Änderungsantrag 110
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird; betont, 
dass es der Hauptzweck der 
Kohäsionspolitik der EU ist, Disparitäten 
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zwischen den Mitgliedstaaten und 
besonders zwischen Regionen in den 
Mitgliedstaaten zu verringern; stellt fest, 
dass die Kohäsionspolitik bei der 
Verringerung von Disparitäten zwischen 
den Mitgliedstaaten erfolgreich war, 
wogegen die Disparitäten zwischen den 
Regionen in einigen Mitgliedstaaten 
zugenommen haben;

Or. en

Änderungsantrag 111
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR, 
einschließlich durch optionale 
Übertragungen; stellt fest, dass eine 
integrierte Flexibilität für den Krisenfall 
erforderlich ist, unter anderem durch die 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln; 
betont jedoch, dass dieser Prozess nicht 
durch neue Gesetzgebungsinitiativen der 
Kommission sondern durch die 
Mitgliedstaaten von unten nach oben 
angestoßen und durch eine 
Zentralregierung nach verbindlichen 
Konsultationen mit Akteuren auf 
regionaler und lokaler Ebene initiiert 
werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 112
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene oder von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen vor 
Ort initiiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 113
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik in erster Linie für 
Ziele der Kohäsionspolitik und nicht für 
neue kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der von den 
Verwaltungsbehörden der Programme 
initiiert wird;

Or. en
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Änderungsantrag 114
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme verwendet werden sollten, 
weder innerhalb noch außerhalb des MFR; 
betont, dass die Flexibilität bei der 
Umverteilung von Kohäsionsmitteln ein 
von unten nach oben gesteuerter Prozess 
sein sollte, der entweder von einem 
Mitgliedstaat oder von seiner regionalen 
oder lokalen Ebene initiiert wird;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für 
die Kohäsionspolitik nicht in neue 
kohäsionsfremde Instrumente und 
Programme fließen sollten, weder 
innerhalb noch außerhalb des MFR; betont, 
dass die Flexibilität bei der Umverteilung 
von Kohäsionsmitteln ein von unten nach 
oben gesteuerter Prozess sein sollte, der 
entweder von einem Mitgliedstaat oder von 
seiner regionalen oder lokalen Ebene 
initiiert wird;

Or. pt

Änderungsantrag 115
Isabel Benjumea Benjumea

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. weist darauf hin, dass in der 
Europäischen Union in den letzten 
Jahren eine Reihe von neuen 
Finanzierungsprogrammen und Fonds 
bewilligt wurden, die es ermöglichen 
sollten, mit der gebotenen Eile auf die 
verschiedenen Krisen zu reagieren, die 
uns erschüttert haben: Pandemie, 
Invasion der Ukraine, Inflation und 
steigende Energiepreise, 
Naturkatastrophen. In all diesen Fällen 
hat sich gezeigt, dass die Europäische 
Union in der Lage ist, schnell und 
effizient zu reagieren, gleichzeitig jedoch 
kam es zu einem Zusammenbruch der 
staatlichen und regionalen öffentlichen 
Verwaltung, da diese nicht in der Lage 
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war, so viele neue Fonds aufzunehmen 
und zu verwalten. Dies hat zu einer 
rückläufigen Abrufquote und zu einem 
unnötigen Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen EU-Programmen geführt; 
hält es für notwendig, eine detaillierte 
Bewertung der verschiedenen Programme 
und Fonds der Europäischen Union 
durchzuführen, um sie so einfach wie 
möglich zu gestalten und den potenziellen 
Begünstigten und Verwaltern die Arbeit 
zu erleichtern, indem unnötige 
Doppelarbeit, die nur zu mehr Bürokratie, 
administrativen Hürden und langsamer 
Umsetzung führt, beseitigt wird; ist der 
Ansicht, dass erfolgreiche EU-
Programme wie die Struktur- und 
Investitionsfonds als Modell dienen 
sollten und durch die Einbeziehung 
einiger der Initiativen, die so viele neue 
Programme oder Fonds abdecken sollen, 
verbessert werden können; weist darauf 
hin, dass es nicht für alle in der EU 
auftretenden Probleme die Lösung sein 
kann, immer neue Programme 
aufzulegen, sondern dass vielmehr die 
bereits vorhandenen Programme 
verbessert und effizienter werden müssen;

Or. es

Änderungsantrag 116
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. betont, dass die Kohäsionspolitik 
nicht zum Missbrauch von EU-Mitteln 
oder zu einer weiteren Verschlechterung 
der Rechtsstaatlichkeit und der 
Demokratie in den Mitgliedstaaten 
beitragen darf; erwartet daher, dass die 
Kommission die Aspekte der 
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Rechtsstaatlichkeit bei den laufenden 
Verhandlungen über die 
Partnerschaftsabkommen und die 
kohäsionspolitischen Programme 
umfassend berücksichtigt; fordert die 
Kommission auf, zu prüfen, ob die bereits 
vorgelegten oder künftig zu 
übermittelnden Entwürfe der Dokumente 
in vollem Umfang den grundlegenden 
Voraussetzungen für die wirksame 
Anwendung und Umsetzung der Charta 
der Grundrechte gemäß Anhang III der 
Dachverordnung entsprechen, und keine 
Partnerschaftsvereinbarungen oder 
Programme zu genehmigen, bevor diese 
eingehende Prüfung dieser spezifischen 
Aspekte mit großer Sicherheit ergeben 
hat, dass keine Risiken bestehen;

Or. en

Änderungsantrag 117
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. betont, dass es notwendig ist, den 
Grundsatz „Dem Zusammenhalt nicht 
schaden“ auf alle EU-Strategien 
anzuwenden, damit sie gemäß Artikel 3 
AEUV und Artikel 174 AEUV die Ziele 
des sozialen, wirtschaftlichen und 
territorialen Zusammenhalts 
unterstützen; besteht darauf, dass die 
Förderung der Kohäsionspolitik auch als 
Möglichkeit angesehen werden sollte, 
Solidarität und gegenseitige 
Unterstützung zwischen den 
Mitgliedstaaten und ihren Regionen zu 
fördern, was für die Stärkung der 
Resilienz aller ihrer Akteure, wie von 
Gemeinden und Regionen, und für den 
Erhalt von Frieden, Stabilität und 
Sicherheit in Europa von entscheidender 



PE757.375v01-00 68/160 AM\1292876DE.docx

DE

Bedeutung ist;

Or. en

Änderungsantrag 118
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. ist der Ansicht, dass 
Vereinfachung einer der wesentlichen 
Faktoren der künftigen Kohäsionspolitik 
sein sollte; ist der Ansicht, dass es 
notwendig ist, die Verwendung 
vereinfachter Kostenoptionen zu 
verstärken, die Verfahren für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge zu optimieren, die 
Verknüpfung der Kohäsionspolitik mit 
Vorschriften über die staatliche Beihilfe 
zu verbessern, den Grundsatz der 
„Einzigen Prüfung“ umzusetzen und 
„zentrale Anlaufstellen“ für mögliche 
Begünstigte zu ermitteln; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, eine Überregulierung 
zu vermeiden, um die rechtliche Stabilität 
für die Begünstigten sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 119
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. begrüßt, dass der Grundsatz „Dem 
Zusammenhalt nicht schaden“ eingeführt 
wird, dem zufolge „keine Maßnahme [...] 
den Konvergenzprozess behindern oder zu 
regionalen Unterschieden beitragen 
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[sollte]“; fordert die Kommission auf, 
diesen Grundsatz im Rahmen des 
Europäischen Semesters zu stärken und 
weiterzuentwickeln und die lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften auf 
allen Ebenen der mit dem Europäischen 
Semester und seinen länderspezifischen 
Empfehlungen im Zusammenhang 
stehenden Verfahren einzubeziehen;

Or. en

Änderungsantrag 120
Matthias Ecke, Hannes Heide, Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. betont, dass die Kohäsionspolitik 
besser an die Herausforderungen durch 
den grünen, digitalen und industriellen 
Wandel angepasst werden muss, um in 
Zukunft relevant zu bleiben und die in 
den Verträgen festgelegten Ziele zu 
erreichen. Dazu ist es wichtig, aus dem 
ablaufenden Finanzierungszeitraum, aber 
auch aus anderen Instrumenten, wie der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF), 
Lehren zu ziehen;

Or. en

Änderungsantrag 121
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. fordert die Aufhebung der 
makroökonomischen Bedingungen im 
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Zeitraum nach 2027, da die Verbindung 
zwischen dem EU-Rahmen für die 
wirtschaftspolitische Steuerung und der 
Kohäsionspolitik nicht auf einem 
sanktionierenden Ansatz basieren darf, 
bei dem die europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds (und andere 
Finanzierungsprogramme der EU) von 
nationalen Entscheidungen abhängig 
sind;

Or. en

Änderungsantrag 122
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. fordert die Wiedereinsetzung des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums im 
Rahmen der Dachverordnung; ist der 
Auffassung, dass ein solcher Fonds 
regional oder mit maßgeblicher 
regionaler Beteiligung verwaltet werden 
und stärker als bisher auf 
strukturpolitische Maßnahmen in dünn 
besiedelten Gebieten ausgerichtet sein 
sollte;

Or. en

Änderungsantrag 123
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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3a. erinnert daran, dass auf der 
Grundlage von Artikel 174 AEUV 
spezifische Strategien für Gebiete und 
Regionen, in denen besondere Probleme 
auftreten, ausgearbeitet werden sollten; 
weist in dieser Hinsicht darauf hin, dass 
die Europäische Union eine Städteagenda 
sowie eine Agenda für den ländlichen 
Raum geschaffen hat und eine 
Inselagenda derzeit ausgearbeitet wird;

Or. fr

Änderungsantrag 124
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. weist auf den Grundsatz „Dem 
Zusammenhalt nicht schaden“ hin, der 
im achten Kohäsionsbericht eingeführt 
wurde und bedeutet, dass keine 
Maßnahme den Konvergenzprozess 
behindern oder zu regionalen 
Unterschieden beitragen sollte; fordert 
eine stärkere Integration dieses 
Grundsatzes in EU-Strategien als 
bereichsübergreifenden Grundsatz;

Or. en

Änderungsantrag 125
Matthias Ecke, Hannes Heide, Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. ist davon überzeugt, dass die 
Grundsätze, die dem Konzept des 
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gerechten Übergangs zugrunde liegen, für 
den nächsten 
Programmplanungszeitraum der 
kohäsionspolitischen Fonds maßgeblich 
sein sollten; weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang im 
Programmplanungszeitraum nach 2027 
ausgeweitet und mit zusätzlichen 
Finanzmitteln ausgestattet werden sollte, 
um Regionen zu unterstützen, die in 
hohem Maße von Branchen abhängig 
sind, die aufgrund des grünen und des 
digitalen Wandels einer tiefgreifenden 
Umgestaltung unterliegen; ist der 
Ansicht, dass diese Ausweitung des Fonds 
für einen gerechten Übergang auf die 
geeignete Ebene der Systematik der 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) 
ausgerichtet sein sollte, regionale 
Besonderheiten berücksichtigen sollte, 
einen größeren Anwendungsbereich als 
der derzeitige Fonds für einen gerechten 
Übergang haben sollte, so konzipiert sein 
sollte, dass rasche Reaktionen auf neu 
entstehende Herausforderungen in 
verschiedenen Branchen und 
Wirtschaftsbereichen möglich sind, und 
vollständig in die Dachverordnung 
integriert werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 126
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. fordert die Kommission auf, in 
ihren länderspezifischen Empfehlungen 
den aktuellen Stand des Zusammenhalts 
auf NUTS-2-Ebene in den 
Mitgliedstaaten abzubilden, um das Maß 
an Konvergenz von Regionen mit 
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Entwicklungsrückstand im Hinblick auf 
den EU-Durchschnitt zu überwachen, 
und sie um eine Analyse der bestehenden 
politischen Strategien, die die Situation 
erklären könnten, sowie mögliche 
Maßnahmen zur Beseitigung regionaler 
Unterschiede zu ergänzen; ist der Ansicht, 
dass in den länderspezifischen 
Empfehlungen messbare und verbindliche 
soziale Ziele auf territorialer Ebene 
festgelegt werden sollten, die auf die 
Verringerung von Ungleichheiten und 
sozialer und wirtschaftlicher 
Ausgrenzung im Einklang mit der 
europäischen Säule sozialer Rechte und 
den Zielen für nachhaltige Entwicklung 
abzielen;

Or. en

Änderungsantrag 127
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. betont, dass alle Regionen der EU 
in der Zukunft förderfähig bleiben 
sollten; weist darauf hin, dass das 
durchschnittliche Pro-Kopf-BIP im Falle 
einer zukünftigen EU-Erweiterung 
infolge des „statistischen Effekts“ in der 
EU sinken könnte; fordert die 
Kommission daher auf, eine eingehende 
Bewertung vorzunehmen, bevor sie eine 
neue Verordnung für die 
Kohäsionspolitik nach 2027 vorschlägt, 
damit sie für die weitere Unterstützung 
aller Regionen ausgestattet ist und damit 
etwaige ungünstige Auswirkungen auf die 
Regionen, die durch einen „statistischen 
Effekt“ auf die Förderfähigkeit im 
Rahmen der Kohäsionspolitik verursacht 
werden, angemessen berücksichtigt 
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werden können;

Or. en

Änderungsantrag 128
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. erinnert daran, dass die Gebiete in 
äußerster Randlage nach Artikel 349 
AEUV weiterhin von an ihre strukturellen 
Einschränkungen und jeweiligen 
Besonderheiten angepassten Strategien 
und Rechtsvorschriften profitieren 
sollten; ist der Ansicht, dass alle Gebiete 
in äußerster Randlage als weniger 
entwickelte Regionen eingestuft werden 
sollten;

Or. fr

Änderungsantrag 129
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. fordert eine Überarbeitung des 
Rahmens für die wirtschaftspolitische 
Steuerung, einschließlich des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts, und die 
Einführung einer goldenen Regel für 
kohäsionspolitische Investitionen, 
einschließlich der Kofinanzierung der 
EU-Struktur- und Investitionsfonds, um 
dringend notwendige Investitionen in 
Kohäsionsmaßnahmen und die 
gemeinsamen Prioritäten der Union nicht 
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zu untergraben;

Or. en

Änderungsantrag 130
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. weist darauf hin, dass mögliche 
Erweiterungen der EU Auswirkungen auf 
alle Regionen haben werden; fordert die 
Kommission auf, eine eingehende 
Bewertung vorzunehmen, bevor sie eine 
neue Verordnung für die 
Kohäsionspolitik nach 2027 vorschlägt, 
um die Auswirkungen abzumildern;

Or. en

Änderungsantrag 131
Matthias Ecke, Hannes Heide, Marcos Ros Sempere, Corina Crețu

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. bedauert, dass Verzögerungen bei 
den Verhandlungen über den 
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) zu 
erheblichen Verzögerungen im aktuellen 
Programmplanungszeitraum 2021-2027 
geführt haben und Auswirkungen auf 
Begünstigte und insbesondere auf 
Verwaltungsbehörden haben, die mit 
einer enormen Belastung konfrontiert 
sind, da sie sich sowohl mit dem 
Abschluss des ablaufenden 
Finanzierungszeitraums als auch mit dem 
Start des aktuellen 
Finanzierungszeitraums befassen 
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müssen; fordert die Kommission daher 
auf, rechtliche Möglichkeiten zu prüfen, 
die Dachverordnung im 
Programmplanungszeitraum nach 2027 
in zwei unterschiedliche Teile zu gliedern, 
nämlich den inhaltlichen Teil (politisch) 
und den mit dem MFR in Zusammenhang 
stehenden Teil (Finanzmittel); ist der 
Ansicht, dass der inhaltliche Teil 
verhandelt werden sollte und vor dem mit 
dem MFR in Zusammenhang stehenden 
Teil abgeschlossen werden sollte, damit 
die Verwaltungsbehörden zeitnah mit der 
Vorbereitung beginnen können, um ein 
Prinzip der echten Partnerschaft und eine 
effiziente Verwendung der 
kohäsionspolitischen Instrumente 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 132
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. unterstreicht, dass die 
Unterschiede in der wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Entwicklung in 
der gesamten Union weiterhin prägnant 
sind und dass zwischen den 
Mitgliedstaaten, den Regionen 
(einschließlich der Regionen von ein und 
demselben Mitgliedstaat), den 
unterschiedlichen Gebietstypen (gemäß 
Artikel 174 und Artikel 349 AEUV) und 
innerhalb der reichsten städtischen 
Räume nach wie vor starke 
Ungleichheiten vorhanden sind;

Or. fr
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Änderungsantrag 133
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. betont, dass das BIP als einziger 
Entwicklungsindikator nicht alle Aspekte 
der Entwicklung berücksichtigt; weist 
erneut darauf hin, dass neben 
wirtschaftlichen Aspekten auch 
Gesundheit, Bildung, Nachhaltigkeit, 
Gerechtigkeit und soziale Inklusion 
integrale Bestandteile des 
Entwicklungsmodells der EU sind; fordert 
dazu auf, das BIP durch neue Kriterien 
zu ergänzen (z. B. soziale, ökologische, 
demografische Kriterien);

Or. en

Änderungsantrag 134
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. fordert die Aufhebung der 
makroökonomischen Bedingungen im 
Zeitraum nach 2027, da die Verbindung 
zwischen dem EU-Rahmen für die 
wirtschaftspolitische Steuerung und der 
Kohäsionspolitik nicht auf einem 
sanktionierenden Ansatz basieren darf, 
bei dem die europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds (und andere 
Finanzierungsprogramme der EU) von 
nationalen Entscheidungen abhängig 
sind;

Or. en
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Änderungsantrag 135
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. ist unter Berücksichtigung der 
strukturellen Veränderungen, die mit dem 
zweifachen – grünen und digitalen – 
Wandel und seinen ungleichen 
wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen auf die Regionen der EU 
verbunden sind, davon überzeugt, dass 
der Grundsatz des gerechten Übergangs, 
bei dem kein Gebiet und niemand 
zurückgelassen wird, für den nächsten 
Programmplanungszeitraum der 
Kohäsionspolitik maßgeblich sein sollte;

Or. en

Änderungsantrag 136
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 3 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3d. hebt hervor, dass die Entwicklung 
des ländlichen Raums einen 
multidimensionalen Charakter hat, der 
über die Landwirtschaft hinaus 
Auswirkungen hat; beharrt darauf, dass 
ein Mechanismus zur Prüfung der 
Auswirkungen von EU-
Gesetzgebungsinitiativen auf den 
ländlichen Raum eingeführt werden 
muss; stellt jedoch fest, dass nur 11,5 % 
der Bevölkerung in den ländlichen 
Gebieten in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie Fischerei tätig sind; 
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fordert daher, dass der ELER wieder als 
separater Fonds in den strategischen 
Rahmen der Dachverordnung 
aufgenommen wird; hebt hervor, dass die 
Möglichkeiten und Synergieeffekte für 
Investitionen in ländliche Gebiete über 
die Landwirtschaft hinaus sowie für die 
regionale Entwicklung durch einen 
integrierten Multifonds-Ansatz gestärkt 
werden, wenn der ELER als 
kohäsionspolitischer Fonds geführt wird;

Or. en

Änderungsantrag 137
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3d. ist besorgt angesichts der Folgen, 
die neue Erweiterungen der EU auf die 
aktuelle Klassifizierung der 
unterschiedlichen Regionen haben 
werden, da das durchschnittliche Pro-
Kopf-BIP deutlich sinken könnte; ruft im 
Hinblick auf diese Frage zu einer 
Abstimmung und einer strukturierten 
Arbeit zwischen der Europäischen 
Kommission und dem Europäischen 
Parlament vor der Veröffentlichung eines 
neuen Legislativvorschlags auf;

Or. fr

Änderungsantrag 138
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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3e. ruft die Kommission zu einer 
„schockartigen“ Vereinfachung der 
künftigen Kohäsionspolitik auf;

Or. fr

Änderungsantrag 139
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3f. stellt fest, dass es – obgleich echte 
Fortschritte erzielt wurden (insbesondere 
hinsichtlich der vereinfachten Kosten) – 
bis zur Erreichung eines ähnlichen 
Maßes an Vereinfachung für die 
Endbegünstigten und an Sicherung der 
rechtlichen Prozesse für die 
Verwaltungsbehörden noch ein weiter 
Weg ist; unterstreicht, dass sich dies 
insbesondere durch die übermäßige 
Kontrolle der Fonds bemerkbar gemacht 
hat; ruft zur Aufhebung der Anwendung 
der Vorschriften für die Extrapolation der 
Fehlerquote auf, die sich in ihrer 
Umsetzung für die Verwaltungsbehörden 
als willkürlich herausgestellt hat.

Or. fr

Änderungsantrag 140
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 3 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3g. ruft die Kommission auf, die 
Möglichkeit einer Halbzeitbewertung der 
Verordnungen über die Kohäsionspolitik 
in den Jahren 2021-2027 zu prüfen, um 
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die Verfahren der Fonds für die 
Endbegünstigten und die 
Verwaltungsbehörden zu vereinfachen;

Or. fr

Änderungsantrag 141
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

Lokaler Schwerpunkt Lokaler und regionaler Schwerpunkt

Or. en

Änderungsantrag 142
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. fordert die Kommission auf, die 
Methodik anzupassen, um die Höhe der 
Unterstützung auf der Grundlage der 
Merkmale einer Region zu bestimmen, 
wie z. B. Gebiete mit Wachstumspotenzial, 
die Intensität ihrer besonderen 
Herausforderungen oder das Ausmaß, in 
dem sie den Auswirkungen der laufenden 
Übergänge ausgesetzt sind, um den Weg 
jeder Region in Richtung Konvergenz 
besser zu definieren;

Or. en

Änderungsantrag 143
Andrey Novakov
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Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. ist der Ansicht, dass der 
Zielkonflikt zwischen der notwendigen 
ortsbezogenen Ausrichtung und der 
Unterstützung der thematischen 
Prioritäten der Union durch eine höhere 
Flexibilität und ein auswählbares Menü 
thematischer Ziele und 
Herausforderungen, die den Regionen 
entsprechend ihrem Entwicklungsstand 
und ihren Bedürfnissen zugänglich sind, 
gelöst werden könnte; betont, dass ein 
solches Modell die Starrheit des 
Programmplanungsprozesses verringert 
und die regionalen Besonderheiten 
berücksichtigt; hebt hervor, dass die 
Kohäsionspolitik weiterhin die lokalen 
Bedürfnisse verfolgen sollte, um sie im 
Zusammenhang mit der Überwindung der 
regionalen Disparitäten in der EU 
wirksam anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 144
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. ist der Auffassung, dass eine 
Straffung der Architektur der 
Finanzierungsinstrumente der EU durch 
eine Zusammenlegung des 
Kohäsionsfonds, des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, des 
Europäischen Sozialfonds Plus und des 
Fonds für einen gerechten Übergang 
erreicht werden sollte, möglicherweise 
ausgedehnt auf den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
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des ländlichen Raums, während letzterer 
unter die Dachverordnung fallen sollte; 
stellt fest, dass eine solche Reform die 
Programmplanung und -durchführung 
der Politik erheblich vereinfachen, ihre 
Sichtbarkeit und Wirksamkeit erhöhen 
und die Zugänglichkeit für die 
Begünstigten verbessern würde; betont, 
dass die Annahme einzelner 
fondsspezifischer Verordnungen die 
Durchführungsverzögerungen und die 
Komplexität der Programmplanung 
erhöht; stellt fest, dass eine solche 
Bündelung von Fonds die thematische 
Ausrichtung der Finanzierung sowie die 
Anteile der einzelnen 
Finanzierungsströme für die jeweiligen 
Bereiche beibehalten sollte;

Or. en

Änderungsantrag 145
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3d. fordert eine erweiterungsfähige 
Kohäsionspolitik bis spätestens 2030; 
betont, dass die bestehenden 
Haushaltsmittel für die Kohäsionspolitik 
den erwarteten Finanzierungsbedarf für 
den Wiederaufbau nicht decken können 
und dürfen; hebt hervor, dass sich der 
bestehende Haushalt für die 
Kohäsionspolitik auf Konvergenzziele 
konzentrieren sollte; betont, dass die Ziele 
des Wiederaufbaus durch gesonderte 
Finanzierungsmechanismen außerhalb 
des Anwendungsbereichs des MFR 
erreicht werden sollten, und zwar durch 
direkte Haushaltsbeiträge der 
Mitgliedstaaten, des Privatsektors und 
externer Ressourcen;
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Or. en

Änderungsantrag 146
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3e. ist der Ansicht, dass der 
Legislativvorschlag für die künftige 
Kohäsionspolitik erst dann veröffentlicht 
werden darf, wenn er die Ergebnisse einer 
umfassenden Konsultation und einer EU-
weiten Reihe von Veranstaltungen und 
Formaten vor Ort berücksichtigt, die alle 
Regierungsebenen und alle anderen 
Interessenträger zusammenbringen;

Or. en

Änderungsantrag 147
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 3 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3f. ist der Ansicht, dass eine 
erhebliche Vereinfachung der 
Kohäsionspolitik erforderlich ist, durch 
die auch eine beschleunigte 
Durchführung und Ausschöpfung 
ermöglicht werden sollte; fordert in 
diesem Zusammenhang eine drastische 
Modernisierung des 
Durchführungsmodells – eine 
Verlagerung von einem Zyklus von 
Maßnahmen bis zur Auszahlung hin zu 
einer leistungsbezogenen Durchführung 
auf der Grundlage greifbarer 
Etappenziele, zusammen mit einer 
Verknüpfung mit regionalen 
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wachstumsfördernden Reformen, die die 
Grundlagen der Kohäsionspolitik 
unterstreichen; betont, dass eine solche 
Änderung die Transparenz, die 
Rechenschaftspflicht und den Schutz der 
finanziellen Interessen der Union nicht 
untergraben sollte; stellt fest, dass das 
Prüf- und Kontrollsystem dennoch an die 
Entkopplung der Zahlungen von den 
realen Ausgaben angepasst werden sollte 
und dass eine weitere Untersuchung der 
Berücksichtigung nationaler Systeme 
erforderlich ist;

Or. en

Änderungsantrag 148
André Rougé

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion, 
Erdbeben, Vulkanausbrüche, 
Wirbelstürme, Tropenstürme, 
Hochwasser und andere Ereignisse wie 
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Dürreperioden, insbesondere in Gebieten 
in äußerster Randlage, in denen sie 
bereits bestehende Schwierigkeiten 
hinsichtlich des Zugangs zu Trinkwasser 
für die Bevölkerungen weiter 
verschlimmern können;

Or. fr

Änderungsantrag 149
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Risikominderung 
und die Vorbereitung auf ein breites 
Spektrum von Katastrophen 
(klimabedingte Katastrophen, Geo-
Katastrophen, vom Menschen verursachte 
Katastrophen) konzentrieren sollte; ist der 
Ansicht, dass dabei ein starker Fokus auf 
die Klimaanpassung gelegt werden sollte, 
um den lokalen Behörden dabei zu helfen, 
Risiken besser zu managen und sich auf 
die lokalen Auswirkungen des 
Klimawandels, von langsam einsetzenden 
Ereignissen sowie von extremen 
Wetterereignissen (einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und anderen), vorzubereiten;

Or. en
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Änderungsantrag 150
Maria Angela Danzì

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse, sowie auf die 
Prävention und Sicherung des Gebiets;

Or. it

Änderungsantrag 151
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
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eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen und Regionen in äußerster 
Randlage, sicherzustellen; ist der Ansicht, 
dass sich die gezielte Finanzierung auf die 
Anpassung an den Klimawandel und auf 
den Klimaschutz konzentrieren sollte, 
indem die Nebenwirkungen des 
Klimawandels vor Ort bekämpft werden 
(sowohl langsam einsetzende Ereignisse 
als auch extreme Wetterereignisse), 
einschließlich Waldbrände, 
Wüstenbildung, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

Or. pt

Änderungsantrag 152
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um nachhaltige Investitionen in 
die lokale Infrastruktur und das 
Risikomanagement in weniger 
entwickelten städtischen und ländlichen 
Gebieten, einschließlich Grenzregionen, 
sicherzustellen; ist der Ansicht, dass sich 
die gezielte Finanzierung auf die 
Anpassung an den Klimawandel und auf 
den Klimaschutz konzentrieren sollte, 
indem die Nebenwirkungen des 
Klimawandels vor Ort bekämpft werden 
(sowohl langsam einsetzende Ereignisse 
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Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

als auch extreme Wetterereignisse), 
einschließlich Waldbrände, starker Wind, 
Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Hitzewellen, ansteigender Meeresspiegel, 
Küstenerosion und andere Ereignisse;

Or. en

Änderungsantrag 153
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, Regionen in äußerster 
Randlage und Inselgebieten, 
sicherzustellen; ist der Ansicht, dass sich 
die gezielte Finanzierung auf die 
Anpassung an den Klimawandel und auf 
den Klimaschutz konzentrieren sollte, 
indem die Nebenwirkungen des 
Klimawandels vor Ort bekämpft werden 
(sowohl langsam einsetzende Ereignisse 
als auch extreme Wetterereignisse), 
einschließlich Waldbrände, 
Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Hitzewellen, Küstenerosion und andere 
Ereignisse;

Or. en

Änderungsantrag 154
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek
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Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration und 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale und 
regionale Infrastruktur und das 
Risikomanagement in weniger 
entwickelten städtischen und ländlichen 
Gebieten, einschließlich Grenzregionen, 
sicherzustellen; ist der Ansicht, dass sich 
die gezielte Finanzierung auf die 
Anpassung an den Klimawandel und auf 
den Klimaschutz konzentrieren sollte, 
indem die Nebenwirkungen des 
Klimawandels vor Ort bekämpft werden 
(sowohl langsam einsetzende Ereignisse 
als auch extreme 
Witterungsbedingungen), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

Or. en

Änderungsantrag 155
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in 
weniger entwickelten städtischen und 

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die regionale 
und lokale Infrastruktur und das 
Risikomanagement in weniger 
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ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
und andere Ereignisse;

entwickelten städtischen und ländlichen 
Gebieten, einschließlich Grenzregionen, 
sicherzustellen; ist der Ansicht, dass sich 
die gezielte Finanzierung auf die 
Anpassung an den Klimawandel und auf 
den Klimaschutz konzentrieren sollte, 
indem die Nebenwirkungen des 
Klimawandels vor Ort bekämpft werden 
(sowohl langsam einsetzende Ereignisse 
als auch extreme Wetterereignisse), 
einschließlich Waldbrände, 
Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Hitzewellen, Küstenerosion und andere 
Ereignisse;

Or. en

Änderungsantrag 156
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. fordert, dass Investitionen in die 
Katastrophenvorbeugung und -vorsorge 
entweder durch ein spezielles politisches 
Ziel, eine thematische Konzentration oder 
eine spezifische Bedingung sichergestellt 
werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement 
in weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich 
Grenzregionen, sicherzustellen; ist der 
Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 

4. fordert, dass Investitionen in die 
Klimaanpassung, 
Katastrophenvorbeugung, -vorsorge und 
Abhilfe durch einen speziellen und 
ausreichend finanzierten ständigen 
strategischen Mechanismus jenseits des 
Solidaritätsfonds sichergestellt werden, 
um Investitionen in die jeweilige lokale 
Infrastruktur und das Risiko- und 
Katastrophenmanagement sicherzustellen; 
ist der Ansicht, dass sich die gezielte 
Finanzierung auf die Anpassung an den 
Klimawandel und auf den Klimaschutz 
konzentrieren sollte, indem die 
Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam 
einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich 
Waldbrände, Überschwemmungen, 
Erdrutsche, Hitzewellen, Küstenerosion 
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und andere Ereignisse; und andere Ereignisse;

Or. en

Änderungsantrag 157
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. begrüßt die Einrichtung des Fonds 
für einen gerechten Übergang zur 
Unterstützung der Regionen, die 
sozioökonomisch am stärksten vom 
Übergang zur CO2-Neutralität betroffen 
sind; fordert die Kommission auf, Lehren 
aus der Umsetzung dieses Fonds zu 
ziehen und seine Ziele zu präzisieren; 
fordert, dass für den 
Programmplanungszeitraum nach 2027 
ein Fonds für einen gerechten 
Übergang II eingerichtet wird, der 
vollständig in die Dachverordnung 
integriert werden sollte, und dass die 
Grundsätze der geteilten Verwaltung und 
der Partnerschaft angewandt werden; ist 
der Ansicht, dass Regionen mit hohen 
CO2-Emissionen pro Kopf sowie 
Branchen in Übergangsphasen Zugang 
zu diesem Fonds haben sollten; fordert, 
dass bei diesem neuen Fonds für einen 
gerechten Übergang II zwischen 
Klimaschutz und Anpassung an den 
Klimawandel unterschieden werden 
sollte; betont, dass ein Teil der Mittel für 
einen sozial gerechten Übergang und für 
die Verringerung des CO2-Fußabdrucks 
der Union verwendet werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 158
Martina Michels
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im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. unterstützt nachdrücklich die 
Umsetzung des an die Rechtsstaatlichkeit 
geknüpften Konditionalitätsmechanismus 
in allen Mitgliedstaaten; ist der Ansicht, 
dass die Kohäsionspolitik nicht zum 
Missbrauch von EU-Mitteln beitragen 
darf, und erwartet daher, dass die 
Kommission die Aspekte der 
Rechtsstaatlichkeit bei der Aushandlung 
von Partnerschaftsvereinbarungen und 
Programmen der Kohäsionspolitik 
umfassend berücksichtigt; ist ferner der 
Ansicht, dass jegliche Aussetzung von 
Finanzmitteln, die lokale und regionale 
Behörden betreffen würde, die nicht für 
Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit 
durch ihre nationalen Regierungen 
verantwortlich sind, abgelehnt werden 
sollte und dass die Kommission Bereiche 
ermitteln sollte, in denen sie direkt mit 
Städten und Regionen zusammenarbeiten 
kann, um die Rechtsstaatlichkeit in 
Europa zu stärken, damit die 
Endbegünstigten der Mittel nicht in 
unfairer Weise betroffen sind;

Or. en

Änderungsantrag 159
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. fordert, dass die Regeln für die 
Neuausrichtung der Fonds flexibler 
gestaltet werden sollten, indem 
beispielsweise die Schaffung einer 
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eigenen Achse in Betracht gezogen wird, 
damit die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften neue Prioritäten 
angehen können; betont, dass dies die 
mehrjährige Ausrichtung der Politik nicht 
aushöhlen wird, sondern dazu beiträgt, 
die bestmögliche Anpassung an die sich 
schnell verändernden Gegebenheiten 
unserer Zeit zu ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 160
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-
Finanzierung für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe und 
Beratung (TAAP), das für kleinere 
Gemeinden sowie grenzüberschreitende 
und ländliche Gebiete konzipiert ist, damit 
diese neue Herausforderungen wie den 
Übergang zu einer grünen Wirtschaft und 
den Klimawandel bewältigen können; 
unterstreicht, dass das TAAP die 
bestehenden technischen und finanziellen 
Beratungsinstrumente ergänzen sollte, 
einschließlich derjenigen, die in 
Zusammenarbeit zwischen der EIB und 
der Kommission – auch im Bereich der 
Energieeffizienz – entwickelt wurden; 
fordert eine gezielte Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-
Kofinanzierung für den Aufbau 
technischer und finanzieller Kapazitäten 
sowie von Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und -vorbereitung, die 
Identifizierung und den Aufbau von 
Projektpipelines sowie für strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) für Kommunen; 
unterstreicht, dass die 
Zuweisungskriterien ein Schnittpunkt 
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zwischen der Einwohnerzahl und dem 
tatsächlichen Bedarf sein sollten; ist der 
Ansicht, dass die neue Initiative eine 
zentrale Kontaktstelle für die Gemeinden 
bieten sollte, um Zugang zu den 
Unterstützungsmodalitäten im Rahmen 
der URBIS-Plattform zu erhalten;

Or. en

Änderungsantrag 161
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden, 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete sowie für Regionen in äußerster 
Randlage, überseeische Gebiete und 
Inselregionen konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; erinnert 
daran, dass die Regionen in äußerster 
Randlage und die Inselgebiete einem 
hohen Risiko größerer Naturkatastrophen 
ausgesetzt sind und häufig von starken 
Erdbeben oder Vulkanausbrüchen, 
Wirbelstürmen, Waldbränden, Stürmen, 
Überschwemmungen, Dürren usw. 
betroffen sind; ist der Ansicht, dass die 
Unterstützung in Form einer 
hundertprozentigen EU-Finanzierung für 
den Aufbau von Verwaltungskapazitäten, 
die Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;
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Or. en

Änderungsantrag 162
Maria Angela Danzì

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für die Gebiete, die in den 
vergangenen Jahren Schwierigkeiten 
hatten, geplante Mittel auszuschöpfen, 
kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, einschließlich der 
Unterstützung für die Einstellung von 
Fachleuten, die den Verwaltungen bei der 
Verwaltung förderfähiger Projekte helfen, 
die Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

Or. it

Änderungsantrag 163
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Ziffer 5
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Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

Or. pt

Änderungsantrag 164
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende und ländliche 
Gebiete konzipiert ist, die sich neuen 
Herausforderungen wie dem Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 

5. fordert die Schaffung eines 
Programms für technische Hilfe, das 
speziell für kleinere Gemeinden sowie 
grenzüberschreitende, abgelegene und 
ländliche Gebiete konzipiert ist, die sich 
neuen Herausforderungen wie dem 
Übergang zu einer grünen Wirtschaft und 
dem Klimawandel stellen müssen; ist der 
Ansicht, dass die Unterstützung in Form 
einer hundertprozentigen EU-Finanzierung 
für den Aufbau von 
Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische 
Planungskapazitäten (einschließlich 
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Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, 
wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und 
Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

Or. en

Änderungsantrag 165
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 1 – Unterabsatz 1 (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

In diesem Zusammenhang wird gefordert, 
dass ein Teil der Mittel der 
Kohäsionspolitik für die Entwicklung 
territorialer Konzepte in ländlichen 
Gebieten oder für territoriale Ansätze 
zwischen Stadt und Land durch 
integrierte territoriale Investitionen, die 
von der örtlichen Bevölkerung betriebene 
lokale Entwicklung (community-led local 
development, CLLD) oder andere 
Mechanismen für die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums 
außerhalb der Landwirtschaft vorgesehen 
wird, um Maßnahmen zu ergänzen, die im 
Rahmen des LEADER-Ansatzes der GAP 
unterstützt werden; dies wird auch einen 
wesentlichen Weg darstellen, um den 
geografisch geprägten Unmut anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 166
Carlos Coelho

Entschließungsantrag
Ziffer 5 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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5a. weist auf die Schwierigkeiten der 
lokalen und nationalen Behörden, 
qualifizierte Arbeitskräfte für die 
Durchführung, Verwaltung und Prüfung 
der Kohäsionsfonds einzustellen hin, 
wobei darin einer der Gründe für die 
Verzögerungen bei der Durchführung 
dieser Fonds liegt; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, Anstrengungen zur 
Ausbildung und Einstellung von 
Fachpersonal zu unternehmen, um die 
Durchführung, Verwaltung und Prüfung 
der europäischen Fonds in Zukunft zu 
optimieren, damit diese Fonds so wirksam 
und effizient wie möglich eingesetzt 
werden können; bekräftigt, dass der 
Mangel an spezialisierten Arbeitskräften 
in den lokalen und nationalen Behörden 
zu langwierigen administrativen 
Prozessen führt, die sich auf die 
Umsetzung der finanzierten Projekte 
auswirken.

Or. pt

Änderungsantrag 167
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 5 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

5a. fordert einen besseren Zugang zu 
Finanzmitteln, damit Investitionen in die 
lokale Energiewende ermöglicht werden, 
einschließlich Energieeffizienz und 
dezentralisierter Energieverteilung, wobei 
besonderes Augenmerk auf Energie aus 
erneuerbaren Quellen und die 
nachhaltige Kreislaufwirtschaft zu legen 
ist; fordert darüber hinaus, dass das 
Verursacherprinzip und die 
Dekarbonisierung in der 
Mobilitätsinfrastruktur wie auch in der 
Wirtschaft gefördert werden, damit ein 
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Beitrag zum europäischen Grünen Deal 
und zum Paket „Fit für 55“ geleistet wird;

Or. en

Änderungsantrag 168
Younous Omarjee

Entschließungsantrag
Ziffer 5 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

5a. fordert, dass künftig ein Kapitel 
zum Thema wirtschaftlicher, sozialer und 
territorialer Zusammenhalt für jedes 
einzelne Land in die Empfehlungen des 
Europäischen Semesters aufgenommen 
wird;

Or. fr

Änderungsantrag 169
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 5 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

5b. ist der Ansicht, dass Städte und 
städtische Behörden direkten Zugang zu 
EU-Mitteln haben müssen; weist erneut 
darauf hin, wie wichtig 
Schutzmaßnahmen sind, mit denen eine 
unfaire Bestrafung der regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften in 
Ländern, für die der 
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus aktiviert 
werden könnte, vermieden würde; fordert 
gleichzeitig einen regionalen Haushalt 
mit direktem Zugang für die Regionen;

Or. en
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Änderungsantrag 170
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert die Mitgliedstaaten 
auf, dafür zu sorgen, dass auch kleine 
städtische Behörden Zugang zu dem 
Anteil an EFRE-Mittel von 12 % haben, 
die auf nationaler Ebene für die 
Finanzierung von Projekten der 
nachhaltigen und integrierten 
Stadtentwicklung vorgesehen sind; 
fordert, dass diese Mittel gemeinsam mit 
den lokalen Behörden und zu deren 
Gunsten programmiert werden; betont in 
diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
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der Ressourcen spielen;

Or. en

Änderungsantrag 171
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-
Mittel für die Stadtentwicklung von 8 % 
auf 12 % erhöht wird; fordert, dass diese 
Mittel gemeinsam mit den lokalen 
Behörden und zu deren Gunsten 
programmiert werden; betont in diesem 
Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
sowohl die städtische als auch die 
ländliche Dimension durch ausgewiesene 
Investitionen in städtischen und ländlichen 
Gebiete sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass Mittel für ländliche Gebiete und 
Regionen, die unter schweren und 
dauerhaften natürlichen oder 
demografischen Nachteilen leiden, 
bereitgestellt werden, so wie 8 % der 
Mittel der Kohäsionspolitik für die 
Entwicklung städtischer Gebiete 
vorgesehen sind; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
städtische und ländliche Raumplanung 
und die städtische und ländliche 
Verwaltung nutzen können; ist davon 
überzeugt, dass dies zu einer besseren 
Gestaltung und Bewertung von 
Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale 
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Entwicklungsinstrumente eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

Or. en

Änderungsantrag 172
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält, um die 
demografischen Herausforderungen, die 
Entwicklungsfalle und die Kluft zwischen 
Stadt und Land anzugehen; fordert, dass 
der Anteil der nationalen EFRE-Mittel für 
die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
technischen und finanziellen Kapazitäten 
sowie Verwaltungskapazitäten von 
wesentlicher Bedeutung sind, um 
sicherzustellen, dass die 
Verwaltungsorgane und lokalen Behörden 
technisches Wissen, insbesondere über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
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grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

Or. en

Änderungsantrag 173
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert die Einbeziehung einer 
stärkeren städtischen Dimension in die 
Kohäsionspolitik durch ausgewiesene 
Investitionen in städtischen Gebieten sowie 
eine stärkere Verbindung zwischen 
städtischen und ländlichen Projekten und 
Investitionen; fordert, dass der Anteil der 
nationalen EFRE-Mittel für die 
Stadtentwicklung erhöht wird; fordert die 
Verwaltungsbehörden auf, diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen und 
regionalen Behörden zu programmieren 
und zu Gunsten der lokalen Behörden und 
der Region einzusetzen; betont in diesem 
Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung ist, um sicherzustellen, dass die 
Verwaltungsorgane und lokalen und 
regionalen Behörden technisches Wissen 
über den Klimawandel erwerben, das sie 
für die Stadtplanung und Stadtverwaltung 
nutzen können; ist davon überzeugt, dass 
dies zu einer besseren Gestaltung und 
Bewertung von Projektvorschlägen, einer 
wirksameren Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
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der Ressourcen spielen;

Or. en

Änderungsantrag 174
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und nachhaltigen Investitionen 
erhält; fordert, dass der Anteil der 
nationalen EFRE-Mittel für die 
Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % erhöht 
wird; fordert, dass diese Mittel gemeinsam 
mit den lokalen Behörden und zu deren 
Gunsten programmiert werden; betont in 
diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

Or. en
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Änderungsantrag 175
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass der Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % 
erhöht wird; fordert, dass diese Mittel 
gemeinsam mit den lokalen Behörden und 
zu deren Gunsten programmiert werden; 
betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und lokalen 
Behörden technisches Wissen über den 
Klimawandel erwerben, das sie für die 
Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen 
können; ist davon überzeugt, dass dies zu 
einer besseren Gestaltung und Bewertung 
von Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik 
eine starke städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen 
Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen 
Projekten und Investitionen erhält; fordert, 
dass ein Anteil der nationalen EFRE-Mittel 
für die Stadtentwicklung von mindestens 
8 % beibehalten werden sollte; fordert, 
dass diese Mittel gemeinsam mit den 
lokalen und regionalen Behörden 
programmiert werden; betont in diesem 
Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher 
Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass 
die Verwaltungsorgane und Behörden 
technisches Wissen über den Klimawandel 
erwerben, das sie für die Stadtplanung und 
Stadtverwaltung nutzen können; ist davon 
überzeugt, dass dies zu einer besseren 
Gestaltung und Bewertung von 
Projektvorschlägen, einer wirksameren 
Mittelzuweisung und einer 
zufriedenstellenden Ausführung der 
Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein 
erhebliches Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass 
integrierte territoriale Investitionen eine 
grundlegende Rolle für die Qualität der 
Umsetzung und die Mittelausschöpfung 
der Ressourcen spielen;

Or. en

Änderungsantrag 176
Marcos Ros Sempere, Corina Crețu
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Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. ist der Auffassung, dass die 
TA2030 ein wirksames und geeignetes 
Instrument ist, das den Zusammenhalt 
der EU durch die Verwaltung jeder ihrer 
Regionen und von deren Besonderheiten 
sicherstellt; fordert die Kommission auf, 
in Betracht zu ziehen, die Funktion der 
Territorialen Agenda über die eines 
Leitfadens zur territorialen 
Bewirtschaftung hinaus zu ändern; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten 
jeder ihrer Regionen und als Anreiz ihre 
territorialen Agenden im Einklang mit der 
TA2030 auszuarbeiten, als Grundlage für 
die Planung ihrer territorialen Strategien 
und um den Entscheidungsprozess und 
die Gestaltung der territorialen und 
städtischen Politik zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 177
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. fordert die Kommission und den 
Rat auf, die Bereitstellung von Mitteln im 
Rahmen von TA2030-Programmen in 
ländlichen Gebieten und Regionen mit 
ernsthaften und dauerhaften 
naturbedingten bzw. demografischen 
Probleme in derselben Weise zu fördern, 
wie 8 % der Mittel der Kohäsionspolitik 
für die Entwicklung von Programmen im 
Rahmen der Städteagenda vorgesehen 
sind; diese Mittel werden vorwiegend über 
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integrierte territoriale 
Entwicklungsinstrumente eingesetzt; 
weist auf die Bedeutung starker 
Verbindungen zwischen Stadt und Land 
sowie einer besonderen Unterstützung für 
Frauen in ländlichen Gebieten hin;

Or. en

Änderungsantrag 178
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. fordert die Schaffung einer echten 
Strukturpolitik in ländlichen Räumen, die 
den jeweiligen Herausforderungen im 
Hinblick auf ihre thematischen Ziele 
gerecht wird; weist darauf hin, dass die 
Aufteilung der Mittel zwischen 
städtischen und ländlichen Gebieten ( 
„EU Cohesion Policy in non-urban 
areas“ [EU-Kohäsionspolitik in 
nichtstädtischen Gebieten], vom REGI-
Ausschuss angeforderte Studie, PE 
652.210 – September 2020) in keiner 
Weise dem Ziel gemäß Art. 174 AEUV 
entspricht; ist der Ansicht, dass die 
Finanzierung sowohl städtischen als auch 
ländlichen Gebieten in ausgewogener 
Weise zugutekommen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 179
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

6b. weist erneut darauf hin, dass der 
Europäische Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) mit dem kohäsionspolitischen 
Rahmen verknüpft und wieder mit der 
Dachverordnung verbunden werden 
sollte, die für eine umfassende 
Entwicklung der ländlichen Regionen 
erforderlich ist;

Or. en

Änderungsantrag 180
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6c. fordert, dass die herkömmlichen 
makroökonomischen Indikatoren und das 
BIP durch neue Indikatoren (wie den EU-
Index des sozialen Fortschritts und den 
Vulnerabilitätsindex für den Klimawandel 
(Climate Change Vulnerability Index –
CCVI)) ergänzt werden, um den neuen 
europäischen Prioritäten wie dem 
europäischen Grünen Deal oder der 
Europäischen Säule sozialer Rechte zu 
entsprechen und dem ökologischen und 
digitalen Wandel sowie dem Wohlergehen 
der Menschen besser Rechnung zu 
tragen; fordert, dass bei der Zuweisung 
von Kohäsionsmitteln eine 
Folgenabschätzung und eine territoriale 
Dimension in Betracht gezogen werden, 
um der unterschiedlichen 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Lage in den einzelnen 
Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen;

Or. en
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Änderungsantrag 181
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. fordert die Verwendung der 
aufgehobenen Mittelbindungen im 
Rahmen der Kohäsionspolitik für die 
thematische Konzentration auf lokale 
Infrastrukturen und für Reservemargen 
innerhalb der Kohäsionspolitik, die 
künftige Inflations- oder 
Lieferkettenschocks abfedern können; ist 
der Ansicht, dass der Mechanismus nach 
den mehrjährigen und jährlichen Zyklen 
der Aufhebung von Mittelbindungen 
fortlaufend funktionieren sollte;

7. ist der Ansicht, dass die 
Verwendung der aufgehobenen 
Mittelbindungen für Reservemargen 
innerhalb der Kohäsionspolitik unter 
anderem dazu beitragen würde, die 
künftigen Inflations- oder 
Lieferkettenschocks abzufedern; ist der 
Ansicht, dass diese Verwendung 
fortlaufend auf der Grundlage der 
Notwendigkeit und nach den mehrjährigen 
und jährlichen Zyklen der Aufhebung von 
Mittelbindungen erfolgen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 182
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für 
die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse 
zu ermöglichen, entsprechend dem 
Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei 
den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte 
angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis 
hin zur Umsetzung und zum Abschluss; 

entfällt
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ist der Ansicht, dass der wichtigste 
Grundsatz ein maßgeschneiderter 
Investitionsansatz sein sollte, bei dem sich 
an den spezifischen Bedürfnissen vor Ort 
orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 183
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für die 
Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse zu 
ermöglichen, entsprechend dem Grundsatz 
der ortsbezogenen Politik bei den 
territorialen Investitionen der EU; betont, 
dass die thematischen Konzentrationen an 
die praktische Arbeitsweise der Regionen 
und Städte angepasst werden sollten, von 
der Programmplanung und Anpassung 
bis hin zur Umsetzung und zum 
Abschluss; ist der Ansicht, dass der 
wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

8. fordert, dass mindestens 40 % des 
Bedarfs an thematischer Konzentration 
aus dem EFRE für das Politische Ziel 2 
bereitgestellt werden; ist der Ansicht, dass 
der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 184
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 8
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Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für 
die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse 
zu ermöglichen, entsprechend dem 
Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei 
den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte 
angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin 
zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 
Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

8. fordert die Fortsetzung der 
thematischen Konzentration zur 
Unterstützung der übergreifenden Ziele 
des wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts gemäß 
Artikel 174 AEUV und im Einklang mit 
den gemeinsamen Zielen der EU; ist 
davon überzeugt, dass das politische Ziel 
eines sozial ausgewogenen grünen 
Wandels auch über das Jahr 2027 hinaus 
verstärkt werden muss; fordert eine 
stärkere Partnerschaft mit den Regionen 
und Städten, um sie dabei zu unterstützen, 
die operativen Mechanismen in der Praxis 
zu verbessern, von der Programmplanung 
und Anpassung bis hin zur Umsetzung und 
zum Abschluss; ist der Ansicht, dass der 
wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 185
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für 
die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse 
zu ermöglichen, entsprechend dem 
Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei 
den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte 
angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin 
zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 

8. fordert Flexibilität auf 
Programmebene, um spezifischere und 
gezieltere Maßnahmen sowie einen 
differenzierten und territorialen Ansatz zu 
ermöglichen, der den lokalen 
Bedürfnissen Rechnung trägt, 
entsprechend dem Grundsatz der 
ortsbezogenen Politik bei den territorialen 
Investitionen der EU; betont, dass den 
Regionen und Städten in ihrer 
praktischen Arbeitsweise Flexibilität 
eingeräumt werden sollte, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin 
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Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 
Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 186
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für die 
Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse zu 
ermöglichen, entsprechend dem Grundsatz 
der ortsbezogenen Politik bei den 
territorialen Investitionen der EU; betont, 
dass die thematischen Konzentrationen an 
die praktische Arbeitsweise der Regionen 
und Städte angepasst werden sollten, von 
der Programmplanung und Anpassung 
bis hin zur Umsetzung und zum 
Abschluss; ist der Ansicht, dass der 
wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

8. fordert eine Überprüfung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für die 
Berücksichtigung regionaler und lokaler 
Bedürfnisse zu ermöglichen, entsprechend 
dem Grundsatz der ortsbezogenen Politik 
bei den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematische 
Konzentration ein Eckpfeiler bleibt, um 
den Übergang zu einem 
wettbewerbsfähigeren und intelligenteren 
Europa sowie zu einer CO2-neutralen 
Wirtschaft und einem widerstandsfähigen 
Europa zu erreichen; ist der Ansicht, dass 
der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 187
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text
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8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für 
die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse 
zu ermöglichen, entsprechend dem 
Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei 
den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte 
angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin 
zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 
Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

8. fordert mehr Flexibilität für die 
Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse, 
entsprechend dem Grundsatz der 
ortsbezogenen Politik bei den territorialen 
Investitionen der EU; betont, dass die 
thematischen Konzentrationen unter 
Beibehaltung eines hohen 
Investitionsniveaus in ein grüneres, 
intelligenteres und sozialeres Europa an 
die praktische Arbeitsweise der Regionen 
und Städte angepasst werden sollten, von 
der Programmplanung und Anpassung bis 
hin zur Umsetzung und zum Abschluss; ist 
der Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz 
ein maßgeschneiderter Investitionsansatz 
sein sollte, bei dem sich an den 
spezifischen Bedürfnissen vor Ort 
orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 188
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Verringerung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration, um mehr Flexibilität für 
die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse 
zu ermöglichen, entsprechend dem 
Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei 
den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte 
angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin 
zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 
Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein 
maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen 
Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

8. fordert mehr Flexibilität für die 
Berücksichtigung lokaler und regionaler 
Bedürfnisse zu ermöglichen, entsprechend 
dem Grundsatz der ortsbezogenen Politik 
bei den territorialen Investitionen der EU; 
betont, dass die thematischen 
Konzentrationen nicht nur im Einklang 
mit den Maßnahmen der EU stehen, 
sondern auch den tatsächlichen 
Bedürfnissen der lokalen Behörden und 
der Regionen, von der Programmplanung 
und Anpassung bis hin zur Umsetzung und 
zum Abschluss, Rechnung tragen sollten; 
ist der Ansicht, dass der wichtigste 
Grundsatz ein maßgeschneiderter 
Investitionsansatz sein sollte, bei dem sich 
an den spezifischen Bedürfnissen vor Ort 
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orientiert wird;

Or. en

Änderungsantrag 189
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. fordert nachdrücklich die 
Beibehaltung eines eigenen politischen 
Ziels zur Bekämpfung von Formen der 
sozialen Ungleichheit, da sich die 
regionale Konvergenz verlangsamt hat 
und in jüngster Zeit neue Ursachen für 
Ungleichheit aufgetreten sind, sowie neue 
thematische Ziele, insbesondere in Bezug 
auf den industriellen Wandel (zur 
Unterstützung der Regionen, die von dem 
unverzichtbaren Übergang zur 
Klimaneutralität negativ betroffen sind) 
und die Katastrophenprävention und 
-bewältigung (zur Unterstützung der 
Regionen, die von den zunehmenden 
Folgen des Klimawandels und von 
Katastrophen betroffen sind)

Or. en

Änderungsantrag 190
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 8 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

8a. fordert die Kommission auf, in den 
künftigen kohäsionspolitischen 
Rechtsrahmen nach 2027 strenge 
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Kriterien aufzunehmen, die darauf 
abzielen, die Anwendung des Grundsatzes 
der Schadensvermeidung zu verbessern;

Or. en

Änderungsantrag 191
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten;

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten; fordert die Kommission 
auf, hohe Kofinanzierungssätze – nämlich 
mindestens 85 % und in besonderen 
Fällen eine 100%ige Finanzierung – für 
die Regionen in äußerster Randlage zu 
garantieren; erinnert daran, dass diese 
Gebiete, wie in den Verträgen anerkannt, 
mit besonderen Zwängen und einer 
wirtschaftlichen und sozialen Situation 
konfrontiert sind, die durch ihre 
Abgelegenheit, Insellage, geringe Größe, 
schwierige topographische Bedingungen 
und Klimabedingungen, wirtschaftliche 
Abhängigkeit von einigen wenigen 
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Erzeugnissen noch verschärft wird;

Or. en

Änderungsantrag 192
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten;

9. fordert, dass die Unterschiede 
zwischen den Regionen beseitigt werden, 
indem der Vielfalt der Gebiete mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt wird, damit 
die Mittel dorthin gelenkt werden, wo sie 
am meisten benötigt werden, und damit 
verhindert wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen;

Or. en

Änderungsantrag 193
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 

9. fordert die Kommission auf, die 
anfänglichen Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
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der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten;

der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) zu 
bewerten, damit die Mittel dorthin gelenkt 
werden, wo sie am meisten benötigt 
werden, und damit verhindert wird, dass 
Gebiete mit Entwicklungsrückstand 
entstehen; betont, dass bei der Bewertung 
mögliche negative Auswirkungen eines 
solchen Ansatzes auf die EU-Finanzierung 
für größere städtische Gebiete, wie z. B. 
großstädtische Ballungsgebiete, 
berücksichtigt werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 194
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
wie wichtig – wie im 8. EU-
Kohäsionsbericht hervorgehoben – die 
Unterstützung von Regionen ist, die sich 
in einer Entwicklungsfalle befinden, die 
durch lange Perioden langsamen oder 
negativen Wachstums mit niedrigem 
Produktivitätswachstum und der 
Schaffung einer geringen Anzahl von 
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nicht aufzuhalten; Arbeitsplätzen gekennzeichnet ist;

Or. en

Änderungsantrag 195
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten;

9. fordert, dass die anfänglichen 
Mittelzuweisungen und 
Kofinanzierungssätze auf der Grundlage 
der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) 
bewertet werden, damit die Mittel dorthin 
gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert 
wird, dass Gebiete mit Armut und 
Entwicklungsrückstand entstehen; betont, 
dass bei einer solchen Verlagerung 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
EU-Finanzierung für größere städtische 
Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die 
Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch 
die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, 
nicht aufzuhalten;

Or. en

Änderungsantrag 196
Peter Pollák

Entschließungsantrag
Ziffer 1 – Unterabsatz 1 (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

betont, dass die Kohäsionspolitik die 
Integration und Eingliederung von mehr 
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als 3 Millionen Menschen unterstützt, die 
von sozialer Ausgrenzung bedroht sind, 
darunter Unterstützung für 
600 000 Menschen aus Randgruppen wie 
den Roma, die insbesondere in weniger 
entwickelten Regionen der EU leben; 
bedauert die mangelnde Bereitschaft der 
lokalen Gebietskörperschaften einiger 
Mitgliedstaaten, die Kohäsionsfonds 
wirksam zu nutzen, um diesen Menschen 
den Zugang zu hochwertigen 
Dienstleistungen, wie z. B. Zugang zu 
Wasser und menschenwürdigen 
Lebensbedingungen, sicherzustellen; 
fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, diese dringlichsten Probleme 
anzugehen, die wesentlich zum Abbau der 
regionalen Disparitäten beitragen 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 197
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 9 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

9a. fordert, dass die Berechnung der 
Kofinanzierungssätze und die 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration geändert werden, und zwar 
nicht nur auf der Grundlage des 
regionalen BIP, sondern auch auf der 
Grundlage von Kriterien, die sich auf die 
Exposition gegenüber dem Klimawandel, 
die Arbeitslosen- und 
Jugendarbeitslosenquote, die soziale 
Ausgrenzung, die Zahl der 
Schulabbrecher und den Migrationsdruck 
beziehen;

Or. en
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Änderungsantrag 198
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale 
Projekte der Schwerpunkt auf einer 
kleineren Anzahl von Projekten mit 
höheren Mitteln und gemeinsamem 
Nutzen liegen sollte, anstatt die 
begrenzten Mittel auf eine große Anzahl 
von Projekten mit geringen Mitteln zu 
verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung 
zu verhindern;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 199
Maria Angela Danzì

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

10. ist der Auffassung, dass eine 
Vereinfachung der Verwaltungsverfahren 
für den Zugang zu den Mitteln der 
Kohäsionspolitik dazu beitragen würde, 
die Durchführungsdauer der Projekte zu 
verkürzen und die Chancen für die 
Ausschöpfung der Mittel zu verbessern; 
ist der Ansicht, dass bei der Zuweisung 
von Mitteln für lokale Projekte der 
Schwerpunkt auf einer kleineren Anzahl 
von Projekten mit höheren Mitteln und 
gemeinsamem Nutzen liegen sollte, anstatt 
die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; fordert Beratung und 



PE757.375v01-00 122/160 AM\1292876DE.docx

DE

Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern; fordert außerdem eine direkte 
Unterstützung für die Ausbildung des 
Personals und die Einführung von 
Überwachungs- und 
Bewertungssystemen;

Or. it

Änderungsantrag 200
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine 
große Anzahl von Projekten mit geringen 
Mitteln zu verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

10. ist der Ansicht, dass die lokalen 
und regionalen Behörden bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
Projekte mit höheren Mitteln mit 
Projekten von gemeinsamem Nutzen und 
kleineren Projekten kombinieren, um den 
EU-Bürgern die Kohäsionspolitik näher 
zu bringen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern; unterstreicht, dass die 
Stärkung des Bottom-up-Ansatzes für die 
territoriale Entwicklung wichtig ist, der 
ein Instrument für soziale Innovation und 
den Aufbau von Kapazitäten ist, mit dem 
die Bürger in die Lage versetzt werden, 
durch die Gestaltung und Umsetzung von 
Strategien und Projekten 
Eigenverantwortung für die Entwicklung 
ihres Gebiets zu übernehmen;

Or. en

Änderungsantrag 201
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
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Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; fordert die Kombination 
kleinerer regionaler Finanzinstrumente 
mit größeren regionalen Plattformen, um 
die Effizienz und die politische Wirkung 
zu erhöhen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

Or. en

Änderungsantrag 202
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
in städtischen und ländlichen Gebieten 
der Schwerpunkt auf einer kleineren Zahl 
von Projekten mit höheren Mitteln und 
gemeinsamem Nutzen liegen könnte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine große 
Anzahl von Projekten mit geringen Mitteln 
zu verteilen; um den KMU die 
Möglichkeit zu geben, sich an den 
Projekten zu beteiligen, wird die 
Kommission um Beratung und 
Planungsunterstützung gebeten, um 
Aufhebungen von Mittelbindungen und 
Umverteilung zu verhindern;
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Or. en

Änderungsantrag 203
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale 
Projekte der Schwerpunkt auf einer 
kleineren Anzahl von Projekten mit 
höheren Mitteln und gemeinsamem 
Nutzen liegen sollte, anstatt die 
begrenzten Mittel auf eine große Anzahl 
von Projekten mit geringen Mitteln zu 
verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

10. fordert, dass die Beratung und 
Planungsunterstützung für lokale, 
kommunale und kleine Projekte 
verbessert wird, um Aufhebungen von 
Mittelbindungen und die Umverteilung von 
Mitteln zu verhindern und die Sichtbarkeit 
und Eigenverantwortung zu erhöhen; 
fordert eine stärkere Partnerschaft mit 
den Regionen und Städten, um sie dabei 
zu unterstützen, die operativen 
Mechanismen in der Praxis zu 
verbessern, von der Programmplanung 
und Anpassung bis hin zur Umsetzung 
und zum Abschluss;

Or. en

Änderungsantrag 204
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte, 
anstatt die begrenzten Mittel auf eine 
große Anzahl von Projekten mit geringen 
Mitteln zu verteilen; fordert Beratung und 

10. ist der Ansicht, dass bei der 
Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte 
der Schwerpunkt auf einer kleineren 
Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln 
und gemeinsamem Nutzen liegen sollte; 
fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
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Planungsunterstützung, um Aufhebungen 
von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

verhindern;

Or. en

Änderungsantrag 205
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 10 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

10a. betont, dass unverhältnismäßige 
Belastungen wie etwa die 
strukturbedingten Nachteile, mit denen 
alle Grenzregionen konfrontiert sind, 
durch eine gesonderte Regelung für 
Regionalbeihilfen, die speziell für 
Grenzregionen konzipiert ist, 
ausgeglichen werden sollten; fordert, dass 
zu Beginn eines jeden neuen 
Programmplanungszeitraums – 
beginnend mit dem Zeitraum 2028-2034 – 
ein Betrag in Höhe von 0,26 % des 
Haushalts der EU für die 
Kohäsionspolitik ausschließlich der 
Entwicklung von Grenzregionen 
reserviert wird (= „Borderland Billion“); 
schlägt vor, dass die „Borderland Billion“ 
direkt den Europäischen Verbünden für 
territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) 
übertragen wird, die mit ihrer 
unabhängigen Verwaltung und der 
Verteilung auf die Projekte betraut 
werden sollen;

Or. en

Änderungsantrag 206
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 10 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

10a. hebt den Stellenwert hervor, der 
kleineren und grenzüberschreitenden 
Projekten zukommt, wenn es darum geht, 
Menschen zusammenzubringen und so 
neue Möglichkeiten für eine nachhaltige 
lokale Entwicklung und eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu 
eröffnen;

Or. en

Änderungsantrag 207
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 10 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

10b. fordert einen besseren Zugang zu 
Finanzmitteln seitens der Grenzregionen, 
damit Investitionen in die lokale 
Energiewende ermöglicht werden, 
einschließlich Energieeffizienz und 
dezentralisierter Energieverteilung, wobei 
besonderes Augenmerk auf Energie aus 
erneuerbaren Quellen und die 
nachhaltige Kreislaufwirtschaft zu legen 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 208
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 10 c (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

10c. ist der Ansicht, dass die künftige 
Finanzierung noch stärker 
maßgeschneidert und ganzheitlicher sein 
sollte; fordert, dass die lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften sowie 
die Bürger und nichtstaatlichen 
Organisationen stärker in den 
Entscheidungs- und 
Finanzierungsprozess einbezogen werden, 
um sicherzustellen, dass den tatsächlichen 
Bedürfnissen angemessen Rechnung 
getragen wird; stellt fest, dass das auf 
lokaler Ebene vorhandene Potenzial und 
Investitionen in die regionale 
Entwicklung effizienter sein könnten, 
wenn die Bürgerbeteiligung und die von 
der örtlichen Bevölkerung betriebenen 
Maßnahmen zur lokalen Entwicklung 
(CLLD) und ähnliche Bottom-up-
Instrumente gestärkt und erleichtert 
würden; ist der Ansicht, dass die 
Aufnahme der von der örtlichen 
Bevölkerung betriebenen lokalen 
Entwicklung (CLLD) in die Programme 
der Mitgliedstaaten obligatorisch sein 
muss;

Or. en

Änderungsantrag 209
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Einrichtung von 
lokalen Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen 
sollten, auch in Bezug auf die 
gemeinsame Programmplanung und die 

entfällt
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gemeinsame Anpassung mit den lokalen 
Behörden; bekräftigt, dass diesen 
Ausschüssen Vertreter der städtischen 
und ländlichen Verwaltungen, 
einschließlich der Bürgermeister, 
angehören sollten;

Or. en

Änderungsantrag 210
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten, 
auch in Bezug auf die gemeinsame 
Programmplanung und die gemeinsame 
Anpassung mit den lokalen Behörden; 
bekräftigt, dass diesen Ausschüssen 
Vertreter der städtischen und ländlichen 
Verwaltungen, einschließlich der 
Bürgermeister, angehören sollten;

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten, 
auch in Bezug auf die gemeinsame 
Programmplanung und die gemeinsame 
Anpassung mit den lokalen Behörden; 
bekräftigt, dass diesen Ausschüssen 
Vertreter der städtischen und ländlichen 
Verwaltungen, einschließlich der 
Bürgermeister, angehören sollten; betont, 
dass die Qualität der 
Verwaltungsstrukturen den optimalen 
Mix von Investitionsprioritäten 
bestimmen kann, um die für die 
Gestaltung und Umsetzung von 
integrierten Entwicklungsstrategien 
erforderliche vertikale und horizontale 
Koordinierung auf mehreren Ebenen zu 
erreichen;

Or. en

Änderungsantrag 211
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato
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Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten, 
auch in Bezug auf die gemeinsame 
Programmplanung und die gemeinsame 
Anpassung mit den lokalen Behörden; 
bekräftigt, dass diesen Ausschüssen 
Vertreter der städtischen und ländlichen 
Verwaltungen, einschließlich der 
Bürgermeister, angehören sollten;

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten, 
auch in Bezug auf die gemeinsame 
Programmplanung und die gemeinsame 
Anpassung mit den lokalen Behörden, aber 
auch in der Lage sein sollten, objektiv 
und fortlaufend die Wirksamkeit der 
Fondsverwaltung durch die 
Verwaltungsbehörden zu bewerten und so 
zur effizienten Umsetzung der 
Kohäsionspolitik auf lokaler Ebene 
beizutragen; bekräftigt, dass diesen 
Ausschüssen Vertreter der städtischen und 
ländlichen Verwaltungen, einschließlich 
der Bürgermeister, angehören sollten;

Or. en

Änderungsantrag 212
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Einrichtung von 
lokalen Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen 
sollten, auch in Bezug auf die 
gemeinsame Programmplanung und die 
gemeinsame Anpassung mit den lokalen 
Behörden; bekräftigt, dass diesen 
Ausschüssen Vertreter der städtischen und 
ländlichen Verwaltungen, einschließlich 
der Bürgermeister, angehören sollten;

11. fordert die Möglichkeit, in den 
Mitgliedstaaten, in denen es 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüsse gibt, die nur auf 
nationaler Ebene tätig sind, regionale und 
lokale Kohäsionsausschüsse mit 
Entscheidungsbefugnissen einzurichten; 
bekräftigt, dass diesen Ausschüssen 
Vertreter der städtischen und ländlichen 
Verwaltungen angehören sollten, um die 
Steuerung auf mehreren Ebenen zu 
wahren;
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Or. en

Änderungsantrag 213
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
Kohäsionsausschüssen in den 
Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, die über 
Entscheidungsbefugnisse verfügen 
sollten, auch in Bezug auf die 
gemeinsame Programmplanung und die 
gemeinsame Anpassung mit den lokalen 
Behörden; bekräftigt, dass diesen 
Ausschüssen Vertreter der städtischen und 
ländlichen Verwaltungen, einschließlich 
der Bürgermeister, angehören sollten;

11. fordert die Einrichtung von lokalen 
und regionalen Kohäsionsausschüssen in 
den Verwaltungsbehörden und 
Begleitausschüssen, in denen auch 
Vertreter der lokalen Behörden für die 
gemeinsame Programmplanung und die 
gemeinsame Anpassung vertreten sind; 
bekräftigt, dass diesen Ausschüssen 
Vertreter der städtischen und ländlichen 
Verwaltungen angehören sollten, die für 
die gemeinsame Programmplanung und 
die gemeinsame Anpassung zuständig 
sind;

Or. en

Änderungsantrag 214
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. fordert die weitere Einbeziehung 
von Initiativen der Kommission wie dem 
EU-Bürgermeisterkonvent für Klima & 
Energie in den Prozess der Ausarbeitung 
und Umsetzung der nächsten Generation 
von Vorschriften für die 
Kohäsionspolitik; ist der Ansicht, dass 
Städtenetzwerke eine unverzichtbare Rolle 
bei der Überbrückung der Kluft zwischen 
der Politikgestaltung und der Umsetzung 
vor Ort spielen; erkennt an, dass eine auf 
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Bürgermeister und lokale Behörden 
ausgerichtete Unterstützung bei der 
Politikgestaltung und -umsetzung zu 
deutlich besseren Ergebnissen bei der 
Umsetzung von Maßnahmen führt;

Or. en

Änderungsantrag 215
Isabel Benjumea Benjumea, François-Xavier Bellamy, Gabriel Mato

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. fordert die Kommission auf, die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Mängel zu beheben, die bei der 
Verwaltung der Kohäsionsfonds durch die 
Verwaltungsbehörden festgestellt wurden, 
und gleichzeitig die Nutzung von Fonds 
für technische Hilfe zu vereinfachen, um 
die Verwaltungs- und Leitungsstrukturen 
der zuständigen Stellen zu verbessern;

Or. en

Änderungsantrag 216
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen Eigenverantwortung auf lange 
Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-
Projekten und eine größere Hebelwirkung 
bei der Kofinanzierung durch eine stärkere 
steuerliche Dezentralisierung zugunsten 
der Kommunen erreicht werden können; 
erkennt an, dass durch einen solchen Weg 

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen Eigenverantwortung auf lange 
Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-
Projekten und eine größere Hebelwirkung 
bei der Kofinanzierung durch die 
Einbeziehung regionaler und lokaler 
Behörden in die Vorbereitung und 
Umsetzung der Projekte und durch eine 
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die Kreditaufnahmekapazität der 
Kommunen in Verbindung mit den aus 
dem EU-Haushalt bereitgestellten 
Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den lokalen Haushalte 
mehr fiskalischer Spielraum benötigt wird, 
um Inflationsschocks und Krisen zu 
kompensieren;

Aufstockung der finanziellen Ressourcen 
dieser Behörden erreicht werden können; 
erkennt an, dass durch einen solchen Weg 
die Kreditaufnahmekapazität der Regionen 
und Kommunen in Verbindung mit den 
aus dem EU-Haushalt bereitgestellten 
Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den regionalen und 
lokalen Haushalten mehr fiskalischer 
Spielraum benötigt wird, um 
Inflationsschocks und Krisen zu 
kompensieren;

Or. en

Änderungsantrag 217
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen Eigenverantwortung auf lange 
Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-
Projekten und eine größere Hebelwirkung 
bei der Kofinanzierung durch eine stärkere 
steuerliche Dezentralisierung zugunsten 
der Kommunen erreicht werden können; 
erkennt an, dass durch einen solchen Weg 
die Kreditaufnahmekapazität der 
Kommunen in Verbindung mit den aus 
dem EU-Haushalt bereitgestellten 
Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den lokalen Haushalte 
mehr fiskalischer Spielraum benötigt wird, 
um Inflationsschocks und Krisen zu 
kompensieren;

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen Eigenverantwortung auf lange 
Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-
Projekten und eine größere Hebelwirkung 
bei der Kofinanzierung durch eine stärkere 
aktive Beteiligung der städtischen und 
ländlichen Verwaltung, einschließlich 
Bürgermeister, an den ESIF-
Überwachungsausschüssen erreicht 
werden können; erkennt an, dass durch 
einen solchen Weg die 
Kreditaufnahmekapazität der Kommunen 
in Verbindung mit den aus dem EU-
Haushalt bereitgestellten 
Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den lokalen Haushalte 
mehr fiskalischer Spielraum benötigt wird, 
um Inflationsschocks und Krisen zu 
kompensieren;

Or. en
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Änderungsantrag 218
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen Eigenverantwortung auf lange 
Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-
Projekten und eine größere Hebelwirkung 
bei der Kofinanzierung durch eine stärkere 
steuerliche Dezentralisierung zugunsten 
der Kommunen erreicht werden können; 
erkennt an, dass durch einen solchen Weg 
die Kreditaufnahmekapazität der 
Kommunen in Verbindung mit den aus 
dem EU-Haushalt bereitgestellten 
Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den lokalen Haushalte 
mehr fiskalischer Spielraum benötigt 
wird, um Inflationsschocks und Krisen zu 
kompensieren;

12. ist davon überzeugt, dass die 
Förderung eines stärkeren Gefühls der 
lokalen und regionalen 
Eigenverantwortung auf lange Sicht, die 
Dauerhaftigkeit von EU-Projekten und eine 
größere Hebelwirkung bei der 
Kofinanzierung durch die Einbeziehung 
der lokalen Behörden und der Regionen 
in die Haushaltspolitik erreicht werden 
können; erkennt an, dass durch einen 
solchen Weg die Kreditaufnahmekapazität 
der Regionen und Kommunen in 
Verbindung mit den aus dem EU-Haushalt 
bereitgestellten Finanzinstrumenten 
verbessert wird;

Or. en

Änderungsantrag 219
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. unterstreicht die besondere 
Bedeutung der durchgängigen 
Berücksichtigung der Jugend in der 
Kohäsionspolitik;

Or. en

Änderungsantrag 220
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Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. weist erneut darauf hin, wie dass 
eine verstärkte durchgängige 
Berücksichtigung der 
Geschlechtergleichstellung in der 
Kohäsionspolitik wichtig ist, und betont 
den Stellenwert von Frauen, insbesondere 
in abgelegenen Gebieten, da sie eine 
wichtige Rolle in der Zivilgesellschaft und 
bei nachhaltigem Wirtschaftswachstum 
spielen und gleichzeitig Schwierigkeiten 
beim Zugang zum Arbeitsmarkt sowie bei 
der Erzielung gleichen Entgelts und 
öffentlichen Dienstleistungen wie 
Gesundheit und Kinderbetreuung haben; 
hebt die Rolle junger Frauen, 
insbesondere in ländlichen Gebieten, und 
die Tendenz hervor, dass sie zu in 
ländlichen Gesellschaften in eine prekäre 
Position geraten;

Or. en

Änderungsantrag 221
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. fordert, dass Wege zur 
Dezentralisierung der Verwaltung der 
Kohäsionspolitik erkundet werden, um die 
Verwaltung näher an die lokale Ebene 
heranzuführen; betont, dass bei den 
Vorbereitungsarbeiten sichergestellt 
werden sollte, dass angemessene 
Kapazitäten und ein angemessener 
institutioneller Rückhalt vorhanden sind, 

13. betont, dass in Bezug auf die 
Zuständigkeiten der Behörden 
Unterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten bestehen; fordert, dass in 
Mitgliedstaaten, in denen 
Verwaltungsbehörden nur auf nationaler 
Ebene bestehen und arbeiten, Wege zur 
Dezentralisierung der Verwaltung der 
Kohäsionspolitik erkundet werden, um die 
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um die Wirksamkeit sicherzustellen, die 
Zahl der Unregelmäßigkeiten zu verringern 
und keinen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für Auftragnehmer 
und Endbegünstigte zu verursachen;

Verwaltung näher an die regionale und 
lokale Ebene heranzuführen; betont, dass 
angemessene Verwaltungskapazitäten und 
ein angemessener institutioneller Rückhalt 
die Voraussetzung dafür sind, um die 
Wirksamkeit sicherzustellen, die Zahl der 
Unregelmäßigkeiten zu verringern und 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden;

Or. en

Änderungsantrag 222
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. fordert, dass Wege zur 
Dezentralisierung der Verwaltung der 
Kohäsionspolitik erkundet werden, um die 
Verwaltung näher an die lokale Ebene 
heranzuführen; betont, dass bei den 
Vorbereitungsarbeiten sichergestellt 
werden sollte, dass angemessene 
Kapazitäten und ein angemessener 
institutioneller Rückhalt vorhanden sind, 
um die Wirksamkeit sicherzustellen, die 
Zahl der Unregelmäßigkeiten zu verringern 
und keinen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für Auftragnehmer 
und Endbegünstigte zu verursachen;

13. betont, dass bei den 
Vorbereitungsarbeiten sichergestellt 
werden sollte, dass angemessene 
Kapazitäten und ein angemessener 
institutioneller Rückhalt vorhanden sind, 
um die Wirksamkeit der Strategie 
sicherzustellen, die Zahl der 
Unregelmäßigkeiten zu verringern und 
keinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
für Auftragnehmer und Endbegünstigte zu 
verursachen;

Or. en

Änderungsantrag 223
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 13
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Entschließungsantrag Geänderter Text

13. fordert, dass Wege zur 
Dezentralisierung der Verwaltung der 
Kohäsionspolitik erkundet werden, um die 
Verwaltung näher an die lokale Ebene 
heranzuführen; betont, dass bei den 
Vorbereitungsarbeiten sichergestellt 
werden sollte, dass angemessene 
Kapazitäten und ein angemessener 
institutioneller Rückhalt vorhanden sind, 
um die Wirksamkeit sicherzustellen, die 
Zahl der Unregelmäßigkeiten zu verringern 
und keinen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für Auftragnehmer 
und Endbegünstigte zu verursachen;

13. fordert Wege zur Stärkung der 
Verwaltung der Kohäsionspolitik, um die 
Verwaltung näher an die lokale Ebene 
heranzuführen; betont, dass bei den 
Vorbereitungsarbeiten sichergestellt 
werden sollte, dass angemessene 
Kapazitäten und ein angemessener 
institutioneller Rückhalt vorhanden sind, 
um die Wirksamkeit sicherzustellen, die 
Zahl der Unregelmäßigkeiten und 
Betrugsfälle zu verringern und keinen 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand für 
Auftragnehmer und Endbegünstigte zu 
verursachen;

Or. en

Änderungsantrag 224
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. fordert eine Förderung 
territorialer Entwicklungsstrategien 
(CLLD/ITI), erforderlichenfalls durch 
verpflichtende Nutzung, um die 
Verwaltungsebenen, die den Bürgerinnen 
und Bürgern am nächsten sind, in die 
Planung, Konsultation, Umsetzung und 
Verwaltung der Fonds einzubeziehen;

Or. en

Änderungsantrag 225
Irène Tolleret, Stéphane Bijoux, Laurence Farreng

Entschließungsantrag
Ziffer 14
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Entschließungsantrag Geänderter Text

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und Kooperationsvereinbarungen, 
um gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in die 
Infrastruktur, den Klimawandel und den 
Übergang zu einer grünen Wirtschaft zu 
nutzen; ist der Ansicht, dass durch diesen 
Prozess zu einer größeren 
Eigenverantwortung für die Projekte und 
zur Konsolidierung der Investitionen 
beigetragen werden sollte, anstatt zu einer 
Zersplitterung und fehlenden Synergien;

14. unterstützt Synergien zwischen 
Projekten und 
Kooperationsvereinbarungen, um 
gebündelte Kapazitäten und Größenvorteile 
bei EU-Investitionen in die Infrastruktur, 
den Klimawandel und den Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft zu nutzen; ist der 
Ansicht, dass durch diesen Prozess zu einer 
größeren Eigenverantwortung für die 
Projekte und zur Konsolidierung der 
Investitionen beigetragen werden sollte, 
anstatt zu einer Zersplitterung und 
fehlenden Synergien; hebt den Mehrwert 
der territorialen Zusammenarbeit im 
Allgemeinen und der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im Besonderen hervor;

Or. en

Änderungsantrag 226
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und Kooperationsvereinbarungen, 
um gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in die 
Infrastruktur, den Klimawandel und den 
Übergang zu einer grünen Wirtschaft zu 
nutzen; ist der Ansicht, dass durch diesen 
Prozess zu einer größeren 
Eigenverantwortung für die Projekte und 
zur Konsolidierung der Investitionen 
beigetragen werden sollte, anstatt zu einer 
Zersplitterung und fehlenden Synergien;

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und Kooperationsvereinbarungen, 
um gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in die 
Infrastruktur, Innovationen, den 
Klimaschutz und die Anpassung an den 
Klimawandel sowie den grünen und 
digitalen Wandel zu nutzen; ist der 
Ansicht, dass durch diesen Prozess zu einer 
größeren Eigenverantwortung für die 
Projekte und zur Konsolidierung der 
Investitionen beigetragen werden sollte, 
anstatt zu einer Zersplitterung und 
fehlenden Synergien;

Or. en
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Änderungsantrag 227
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und Kooperationsvereinbarungen, 
um gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in die 
Infrastruktur, den Klimawandel und den 
Übergang zu einer grünen Wirtschaft zu 
nutzen; ist der Ansicht, dass durch diesen 
Prozess zu einer größeren 
Eigenverantwortung für die Projekte und 
zur Konsolidierung der Investitionen 
beigetragen werden sollte, anstatt zu einer 
Zersplitterung und fehlenden Synergien;

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und Kooperationsvereinbarungen, 
um gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in die 
Infrastruktur, den Klimawandel und den 
grünen und digitalen Wandel zu nutzen; 
ist der Ansicht, dass durch diesen Prozess 
zu einer größeren Eigenverantwortung für 
die Projekte und zur Konsolidierung der 
nachhaltigen Investitionen beigetragen 
werden sollte, anstatt zu einer 
Zersplitterung und fehlenden Synergien;

Or. en

Änderungsantrag 228
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. unterstützt städteübergreifende 
Projekte und 
Kooperationsvereinbarungen, um 
gebündelte Kapazitäten und 
Größenvorteile bei EU-Investitionen in 
die Infrastruktur, den Klimawandel und 
den Übergang zu einer grünen Wirtschaft 
zu nutzen; ist der Ansicht, dass durch 
diesen Prozess zu einer größeren 
Eigenverantwortung für die Projekte und 
zur Konsolidierung der Investitionen 
beigetragen werden sollte, anstatt zu einer 
Zersplitterung und fehlenden Synergien;

14. fordert eine Aufstockung der 
Mittel für die Programme für territoriale 
Zusammenarbeit in Europa, die einen 
einzigartigen Rahmen für überregionale, 
grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit bieten und dabei helfen, 
gemeinsame Herausforderungen 
anzugehen, Partnerschaften zu 
unterstützen und die wirtschaftliche 
Entwicklung, den sozialen Zusammenhalt 
und die ökologische Nachhaltigkeit zu 
fördern;
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Or. en

Änderungsantrag 229
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14a. betont die Bedeutung 
nachhaltigerer Mobilitätslösungen im 
gesamten Hoheitsgebiet der Union, 
einschließlich der TEN-V-Politik; fordert 
die Kommission auf, eine intelligente und 
umweltfreundliche Mobilität zu fördern; 
ist der Ansicht, dass intelligente und 
nachhaltige Mobilitätslösungen für eine 
EU-Finanzierung priorisiert werden 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 230
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14b. fordert die Kommission auf, die 
nationale Kofinanzierung der aus dem 
EFRE, dem JTF, dem ESF+ und Interreg 
finanzierten Investitionen, die nicht von 
der Einhaltung der Ziele des 
Übereinkommens von Paris abweichen, 
von der Bewertung der Haushaltslage der 
Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts 
auszunehmen;

Or. en



PE757.375v01-00 140/160 AM\1292876DE.docx

DE

Änderungsantrag 231
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

14c. fordert die Aufhebung der 
makroökonomischen Bedingungen im 
neuen Finanzierungszeitraum, da die 
Verbindung zwischen dem EU-Rahmen 
für die wirtschaftspolitische Steuerung 
und der Kohäsionspolitik nicht auf einem 
sanktionierenden Ansatz basieren darf, 
bei dem die ESI-Fonds von nationalen 
Entscheidungen abhängig sind;

Or. en

Änderungsantrag 232
Andrey Novakov

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 
entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie und lokale Innovation; fordert die 
Ausweitung der lokalen Projekthilfe und 
der Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung 
entfaltet werden;

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 
entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie und lokale Innovation, unter 
anderem durch die weitere Nutzung von 
Finanzierungsinstrumenten und durch 
die Unterstützung von Investitionen des 
Privatsektors; fordert die Ausweitung der 
lokalen Projekthilfe und der 
Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung 
entfaltet werden; erkennt an, dass EIB-
Finanzierungen wie die Darlehen für 
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Strukturprogramme in vielen 
Mitgliedstaaten in erheblichem Umfang 
zu den Verpflichtungen zur nationalen 
Kofinanzierung im Rahmen der 
Kohäsionspolitik beitragen, wodurch 
wiederum die Umsetzung der Programme 
erleichtert und beschleunigt wird;

Or. en

Änderungsantrag 233
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 
entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie und lokale Innovation; fordert die 
Ausweitung der lokalen Projekthilfe und 
der Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung 
entfaltet werden;

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 
entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie, Kreislaufwirtschaft, grüne 
Arbeitsplätze und lokale Innovation; 
fordert die Ausweitung der lokalen 
Projekthilfe und der Finanzinstrumente, 
durch die die EU-Zuschüsse ergänzt und 
eine Hebelwirkung entfaltet werden;

Or. en

Änderungsantrag 234
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 

15. fordert die weitere Beteiligung der 
EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen 
Investitionen, insbesondere in weniger 
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entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie und lokale Innovation; fordert die 
Ausweitung der lokalen Projekthilfe und 
der Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung 
entfaltet werden;

entwickelten Regionen durch die 
Unterstützung von Projekten in den 
Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige 
Energie und lokale und regionale 
Innovation; fordert die Ausweitung der 
lokalen und regionalen Projekthilfe und 
der Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung 
entfaltet werden;

Or. en

Änderungsantrag 235
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. fordert mehr grünere Ausgaben im 
Rahmen der Kohäsionspolitik nach 2027, 
die auf nachhaltige Investitionen 
ausgerichtet sind, und fordert, dass im 
Vergleich zu früheren Zeiträumen mehr 
schädliche Ausgaben von vornherein von 
der Förderung ausgeschlossen werden, 
etwa in Bezug auf Deponien, 
Müllverbrennungsanlagen, Flughäfen 
usw.; fordert die Kommission auf, weitere 
biodiversitäts- und klimabezogene 
Ausgaben, eine breitere Ausschlussliste 
zur Stärkung des Grundsatzes der 
Schadensvermeidung und den 
vollständigen Ausstieg aus fossilen 
Brennstoffen, die geschlechtsspezifische 
Dimension in der Kohäsionspolitik und 
die EU-weite bürgerschaftliche 
Beteiligung zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 236
Caroline Roose
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im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15b. bekräftigt. dass Politik der EU zur 
Eindämmung des Klimawandels und zur 
Anpassung an seine Folgen dringend 
gestärkt werden muss, auch angesichts 
der zunehmenden Tendenz zu extremen 
Wetterereignissen, die in den letzten 
Jahren und Monaten in der EU zu 
verzeichnen war; hebt in diesem 
Zusammenhang hervor, dass die 
Zielsetzungen und die Anzahl der 
laufenden und künftigen Pilotprojekte im 
Rahmen des Ziels „Ein grünes Europa“ 
und seiner ersten Priorität „Gesunde 
Umwelt“ gesteigert werden müssen, wobei 
zu berücksichtigen ist, was die 
Unterzeichner der Territorialen Agenda 
bereits dargelegt haben, wie unter 
anderem die Entwicklung neuer 
Instrumente zur Krisenbewältigung, um 
die Sicherheit und Widerstandsfähigkeit 
der Orte zu erhöhen, die Achtung der 
natürlichen Grenzen der gemeinsamen 
Lebensgrundlagen Europas und die 
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit aller 
vom Klimawandel betroffenen Orte sowie 
die Notwendigkeit, das Bewusstsein zu 
stärken und lokale und regionale 
Gemeinschaften zu befähigen, ihre 
(gebauten) Umgebungen zu schützen, zu 
sanieren, zu nutzen und 
wiederzuverwenden;

Or. en

Änderungsantrag 237
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15 c (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

15c. betont die Bedeutung der 
territorialen Instrumente im Hinblick auf 
eine verstärkte und inklusive Beteiligung 
der Zivilgesellschaft und der lokalen 
Regierungen; fordert die Kommission auf, 
neue Wege zu erkunden, um das 
Bewusstsein für die ihnen zugrunde 
liegenden Überlegungen weiter zu 
schärfen und die Nutzung von ITI und 
CLLD deutlich zu steigern, 
möglicherweise auch durch die 
Festlegung eines verbindlichen 
Prozentsatzes, der im 
kohäsionspolitischen Rahmen nach 2027 
zu verwenden ist;

Or. en

Änderungsantrag 238
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 15 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15d. unterstützt die Schaffung neuer 
makroregionaler Strategien, mit denen 
Partnerschaften gestärkt werden können 
und die dabei helfen können, gemeinsame 
Herausforderungen anzugehen, um eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung, 
den sozialen Zusammenhalt und den 
Umweltschutz zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 239
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret
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Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission und auf einer gründlichen 
Prüfung neuer Initiativen; fordert, dass 
dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, garantiert 
vertreten sein muss; fordert, die Zahl der 
Ad-hoc-Initiativen der Kommission zu 
begrenzen, von denen sich einige als 
weniger nützlich für die lokale Ebene 
erweisen und durch ihre Streuung die 
Wirksamkeit der im Voraus geplanten 
Kohäsionsmittel insgesamt untergraben 
könnten; besteht darauf, dass jede neue 
Initiative der Kommission mit einer 
entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission und auf einer gründlichen 
Prüfung neuer Initiativen bezüglich 
Qualität und Quantität; fordert, dass 
dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, garantiert 
vertreten sein muss; besteht darauf, dass 
jede neue Initiative der Kommission mit 
einer entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

Or. en

Änderungsantrag 240
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission und auf einer gründlichen 
Prüfung neuer Initiativen; fordert, dass 
dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, garantiert 
vertreten sein muss; fordert, die Zahl der 
Ad-hoc-Initiativen der Kommission zu 
begrenzen, von denen sich einige als 
weniger nützlich für die lokale Ebene 

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission in diesem Bereich und auf 
einer gründlichen Prüfung neuer Initiativen 
durch das Europäische Parlament; 
fordert, dass dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten und in 
den Regionen, garantiert vertreten sein 
muss; fordert, die Zahl der Ad-hoc-
Initiativen der Kommission zu begrenzen, 
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erweisen und durch ihre Streuung die 
Wirksamkeit der im Voraus geplanten 
Kohäsionsmittel insgesamt untergraben 
könnten; besteht darauf, dass jede neue 
Initiative der Kommission mit einer 
entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

von denen sich einige als weniger nützlich 
für die lokale und regionale Ebene 
erweisen und durch ihre Streuung die 
Wirksamkeit der im Voraus geplanten 
Kohäsionsmittel insgesamt untergraben 
könnten; besteht darauf, dass jede neue 
Initiative der Kommission mit einer 
entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

Or. en

Änderungsantrag 241
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission und auf einer gründlichen 
Prüfung neuer Initiativen; fordert, dass 
dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, garantiert 
vertreten sein muss; fordert, die Zahl der 
Ad-hoc-Initiativen der Kommission zu 
begrenzen, von denen sich einige als 
weniger nützlich für die lokale Ebene 
erweisen und durch ihre Streuung die 
Wirksamkeit der im Voraus geplanten 
Kohäsionsmittel insgesamt untergraben 
könnten; besteht darauf, dass jede neue 
Initiative der Kommission mit einer 
entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

16. besteht auf einer kritischen 
Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der 
Kommission und auf einer gründlichen 
Prüfung neuer Initiativen; fordert, dass 
dieser Prozess gemeinsam und 
partnerschaftlich geführt wird, wobei die 
lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, sowie 
Organisationen der Zivilgesellschaft 
garantiert vertreten sein müssen, damit die 
Wirksamkeit der im Voraus geplanten 
Kohäsionsmittel insgesamt nicht 
untergraben wird; besteht darauf, dass jede 
neue Initiative der Kommission mit einer 
entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

Or. en

Änderungsantrag 242
Isabel Benjumea Benjumea
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Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. ist der Ansicht, dass die 
Verwaltung der Struktur- und 
Investitionsfonds in jedem einzelnen 
Mitgliedstaat und in allen begünstigten 
Regionen und Gemeinden umfassend 
ausgewertet werden muss; weist darauf 
hin, dass die Abrufquote der jeweils 
zugewiesenen Mittel ebenso wie der 
transformative Charakter und die 
Auswirkungen auf die Wirtschaft und die 
Beschäftigung in dem Gebiet ausgewertet 
werden müssen, um zu prüfen, ob die 
Mittel ordnungsgemäß verwaltet und 
zweckentsprechend investiert werden; 
weist darauf hin, dass der Nichtabruf von 
Mitteln seitens einiger Regierungen zu 
zunehmender Ungleichheit zwischen 
Gebieten und Menschen führt; ist der 
Ansicht, dass die Organe bei ihren 
Auswertungen anspruchsvoll sein 
müssen, um unter anderem zu vermeiden, 
dass Fehler in aufeinander folgenden 
Programmen wiederholt werden, und um 
stets das Endziel einer vollständigen 
Umsetzung und der größtmöglichen 
Auswirkung auf das Wirtschaftswachstum 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen 
anzustreben;

Or. es

Änderungsantrag 243
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. weist darauf hin, dass die 
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grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
aufgrund der Erweiterungsperspektiven 
für einige Nachbarländer in den nächsten 
zehn bis zwanzig Jahren an Relevanz 
gewinnt und dass es wahrscheinlich 
Auswirkungen auf das Niveau der 
Kohäsion mit der Union geben wird; 
fordert daher die Kommission auf, eine 
detaillierte Bewertung durchzuführen, 
bevor sie neue Regelungen für die 
Kohäsionspolitik nach 2027 vorschlägt, 
um den zusätzlichen Bedarf an 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit 
abschätzen zu können und um mögliche 
negative Folgen aufgrund eines 
„statistischen Effekts“ angehen zu 
können;

Or. en

Änderungsantrag 244
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. fordert die Mitgliedstaaten und die 
Kommission auf, dafür zu sorgen, dass im 
neuen Finanzierungszeitraum die 
Umweltschutzerfordernisse, die 
Ressourceneffizienz, eine bessere Wasser- 
und Abfallbewirtschaftung, der Grundsatz 
„Energieeffizienz an erster Stelle“, der 
Klimaschutz und die Anpassung an den 
Klimawandel, die biologische Vielfalt, die 
Katastrophenresilienz sowie die 
Risikoprävention und das 
Risikomanagement bei der Ausarbeitung 
und Umsetzung von 
Partnerschaftsvereinbarungen und 
Programmen berücksichtigt und gestärkt 
werden;

Or. en
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Änderungsantrag 245
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16b. hebt hervor, wie wichtig es ist, das 
Partnerschaftsprinzip bei jeglicher 
Programplanung sowie bei der 
Umsetzung und der Überwachung der 
EU-Kohäsionspolitik aufrechtzuerhalten 
und eine enge Zusammenarbeit zwischen 
regierungsunabhängigen Organisationen 
und Interessengruppen der regionalen 
und lokalen Behörden, einschließlich 
landwirtschaftlicher Verbände und 
nichtstaatlicher Umweltorganisationen, 
aufzubauen; betont, dass bei diesem 
Prozess auch der Geschlechterperspektive 
Rechnung getragen werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 246
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16c. fordert eine verpflichtende 
Beteiligung der Mitgliedstaaten an der 
Arbeit der Europäischen 
Staatsanwaltschaft, um den Kampf gegen 
Korruption und Zweckentfremdung von 
EU-Mitteln zu verstärken;

Or. en
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Änderungsantrag 247
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16d. fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, weitere 
Anstrengungen im Rahmen der 
Kohäsionspolitik zu unternehmen, um 
wirksame Maßnahmen zu fördern, die zur 
Durchsetzung der Rechte von Kindern 
beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 248
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 16 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16e. fordert weitere Verbesserungen im 
Hinblick auf Kommunikation und 
Sichtbarkeit der Programme und von der 
EU finanzierten Projekte in den 
Mitgliedstaaten, indem die Ziele, 
Zielgruppen, Kommunikationskanäle, die 
Öffentlichkeitsarbeit über die sozialen 
Medien, die vorgesehenen Finanzmittel 
und relevante Indikatoren für die 
Überwachung und Bewertung definiert 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 249
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 16 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16f. fordert den Rat auf, die Akte zum 
europäischen grenzübergreifenden 
Mechanismus freizugeben und seine 
Arbeit daran aufzunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 250
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. fordert die Schaffung eines 
Mechanismus zur frühzeitigen Aufdeckung 
von Verwaltungslasten und Maßnahmen, 
mit denen gegen das Prinzip der Multi-
Level-Governance verstoßen oder dieses 
nicht wirksam angewendet wird; fordert 
die Aufnahme des Partnerschaftsprinzips 
in das Europäische Semester; ist davon 
überzeugt, dass die Kommission und der 
Rechnungshof das Recht haben sollten, 
Folgemaßnahmen zu ergreifen, 
Kontrollen durchzuführen und 
Empfehlungen für Korrekturen 
abzugeben;

17. fordert die Schaffung eines 
Mechanismus zur frühzeitigen Aufdeckung 
von Verwaltungslasten und Maßnahmen, 
mit denen gegen das Prinzip der Multi-
Level-Governance verstoßen oder dieses 
nicht wirksam angewendet wird; betont, 
dass Vereinfachung einer der 
wesentlichen Faktoren der künftigen 
Kohäsionspolitik sein sollte;

Or. en

Änderungsantrag 251
Caroline Roose
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 17



PE757.375v01-00 152/160 AM\1292876DE.docx

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. fordert die Schaffung eines 
Mechanismus zur frühzeitigen Aufdeckung 
von Verwaltungslasten und Maßnahmen, 
mit denen gegen das Prinzip der Multi-
Level-Governance verstoßen oder dieses 
nicht wirksam angewendet wird; fordert 
die Aufnahme des Partnerschaftsprinzips in 
das Europäische Semester; ist davon 
überzeugt, dass die Kommission und der 
Rechnungshof das Recht haben sollten, 
Folgemaßnahmen zu ergreifen, Kontrollen 
durchzuführen und Empfehlungen für 
Korrekturen abzugeben;

17. fordert die Schaffung eines 
speziellen Mechanismus zur frühzeitigen 
Aufdeckung von Verwaltungslasten und 
Maßnahmen, mit denen gegen das Prinzip 
der Multi-Level-Governance verstoßen 
oder dieses nicht wirksam angewendet 
wird; fordert die Aufnahme des 
Partnerschaftsprinzips in das Europäische 
Semester; ist davon überzeugt, dass die 
Kommission und der Rechnungshof das 
Recht haben sollten, Folgemaßnahmen zu 
ergreifen, Kontrollen durchzuführen und 
Empfehlungen für Korrekturen abzugeben;

Or. en

Änderungsantrag 252
Corina Crețu, Hannes Heide, Matthias Ecke, Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. fordert die Schaffung eines 
Mechanismus zur frühzeitigen 
Aufdeckung von Verwaltungslasten und 
Maßnahmen, mit denen gegen das Prinzip 
der Multi-Level-Governance verstoßen 
oder dieses nicht wirksam angewendet 
wird; fordert die Aufnahme des 
Partnerschaftsprinzips in das Europäische 
Semester; ist davon überzeugt, dass die 
Kommission und der Rechnungshof das 
Recht haben sollten, Folgemaßnahmen zu 
ergreifen, Kontrollen durchzuführen und 
Empfehlungen für Korrekturen abzugeben;

17. fordert die Kommission, die 
Mitgliedstaaten, die Regionen und die 
lokalen Behörden auf, das Prinzip der 
Multi-Level-Governance streng und 
wirksam anzuwenden; bittet um die 
Aufnahme des Partnerschaftsprinzips in 
das Europäische Semester; fordert die 
Kommission und den Rechnungshof auf, 
gewissenhafte Folgemaßnahmen zu 
ergreifen, Kontrollen durchzuführen und 
Empfehlungen für Korrekturen abzugeben;

Or. en

Änderungsantrag 253
Carlos Coelho
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Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. fordert die Kommission auf, dafür 
zu sorgen, dass alle Mitgliedstaaten im 
Einklang mit der Delegierten Verordnung 
(EU) 2015/1970 der Kommission über 
einen wirksamen Mechanismus zur 
Meldung von Unregelmäßigkeiten 
verfügen; empfiehlt, dass 
Unregelmäßigkeiten im Rahmen des 
Berichterstattungssystems für 
Unregelmäßigkeiten erst dann als 
abgeschlossen gelten, wenn die fehlenden 
Beträge auch auf nationaler Ebene 
wiedereingezogen wurden, und nicht erst, 
nachdem die unregelmäßigen Beträge an 
die Kommission zurückgezahlt wurden; 
empfiehlt den Mitgliedstaaten, dafür zu 
sorgen, dass die Daten im offiziellen 
Bericht über Unregelmäßigkeiten und 
Betrug im Berichterstattungssystem für 
Unregelmäßigkeiten mit den Daten für die 
genehmigten Projekte und mit den Daten 
der laufenden Strafverfahren abgeglichen 
werden; fordert die Kommission auf, die 
Befugnisse von OLAF und der EUStA zur 
Untersuchung von Unregelmäßigkeiten 
im Zusammenhang mit den 
Kohäsionsfonds besser zu koordinieren;

Or. pt

Änderungsantrag 254
Christian Doleschal, Sabine Verheyen, Markus Pieper, Michael Gahler, Ralf Seekatz, 
Daniel Caspary, Christine Schneider, Lena Düpont, Karolin Braunsberger-Reinhold, 
David McAllister

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. begrüßt die Entscheidung der 
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Kommission, die Gültigkeit des 
Verhaltenskodex für Partnerschaften im 
Rahmen der europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds zu verlängern 
(Delegierte Verordnung Nr. 240/2014); ist 
der Auffassung, dass diese Leitlinien 
erheblich dazu beitragen, die lokalen 
Behörden besser einzubeziehen, dass sie 
jedoch in Zukunft überarbeitet werden 
sollten, um die Wirksamkeit zu verbessern 
und sicherzustellen, dass die Partner noch 
stärker bei der Förderung ortsbezogener 
Maßnahmen einbezogen werden;

Or. en

Änderungsantrag 255
Martina Michels
im Namen der Fraktion The Left

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. weist erneut darauf hin, dass eine 
verstärkte durchgängige 
Berücksichtigung der 
Geschlechtergleichstellung in der 
Kohäsionspolitik wichtig ist, und betont 
die besondere Rolle von Frauen, da sie 
eine wichtige Rolle in der Gesellschaft 
und bei der nachhaltigen Entwicklung der 
Wirtschaft spielen und gleichzeitig 
Schwierigkeiten beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt sowie bei der Erzielung 
gleichen Entgelts und öffentlichen 
Dienstleistungen wie Gesundheit und 
Kinderbetreuung haben; betont 
außerdem, dass der durchgängigen 
Berücksichtigung der Jugend in der 
Kohäsionspolitik große Bedeutung 
zukommt;

Or. en
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Änderungsantrag 256
Nora Mebarek

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. erkennt an, dass eine 
Vereinfachung der Verfahren im 
Zusammenhang mit der Verwendung von 
Mitteln der Kohäsionspolitik erforderlich 
ist, um ihre Wirkung in allen 
europäischen Regionen zu verbessern und 
um die Verbindung zwischen Europa und 
seinen Bürgerinnen und Bürgern zu 
stärken; fordert in diesem 
Zusammenhang einen erneuerten Ansatz 
für das Risikomanagement, einschließlich 
des Grundsatzes des „Rechts auf Irrtum“, 
der Erweiterung des Grundsatzes der 
„Einzigen Prüfung“ und des nicht 
kostenbezogenen Finanzierungsmodells;

Or. en

Änderungsantrag 257
Tom Berendsen, François-Xavier Bellamy

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. fordert die Kommission auf, 
Inselregionen und überseeischen Ländern 
und Hoheitsgebieten jede benötigte 
Unterstützung zukommen zu lassen, auch 
unter Verwendung von Mitteln der 
Kohäsionspolitik, um ihre Autarkie und 
ihre wirtschaftliche Entwicklung zu 
stärken und dabei ihre besonderen 
ökologischen und geografischen 
Merkmale sowie ihre soziale und 
wirtschaftliche Situation zu 
berücksichtigen;
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Or. en

Änderungsantrag 258
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. fordert die Aufnahme des 
Partnerschaftsprinzips in das 
Europäische Semester; ist davon 
überzeugt, dass die Kommission und der 
Rechnungshof das Recht haben sollten, 
Folgemaßnahmen zu ergreifen, 
Kontrollen durchzuführen und 
Empfehlungen für Korrekturen 
abzugeben;

Or. en

Änderungsantrag 259
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17b. betont, dass bei der künftigen 
Kohäsionspolitik weiterhin ein besonderes 
Augenmerk auf die Fortschritte gelegt 
werden muss, die bei der Verwirklichung 
des wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts in Regionen 
erzielt wurden, die unter schweren und 
dauerhaften natürlichen oder 
demografischen Nachteilen leiden, wie die 
Gebiete in äußerster Randlage, die dünn 
besiedelten Gebiete, die Inseln, die 
Berggebiete und die Grenzregionen;
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Or. en

Änderungsantrag 260
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17c. betont, dass Artikel 349 AEUV für 
alle Strategien der Union, mit denen die 
darin festgelegten Ziele erreicht werden 
sollen, wichtig ist; weist darauf hin, dass 
der Kohäsionspolitik in den Gebieten in 
äußerster Randlage eine entscheidende 
Rolle zukommt; erachtet es als wichtig, 
maßgeschneiderte Programme und 
Maßnahmen für diese Regionen 
auszuarbeiten, und betont, dass die eigens 
für sie entwickelten Maßnahmen 
aufrechterhalten werden müssen, da die 
Mehrheit der Gebiete in äußerster 
Randlage weiterhin zu den am wenigsten 
entwickelten Regionen gehören; 
bekräftigt in diesem Zusammenhang die 
Bedeutung einer dynamischen regionalen 
Zusammenarbeit, damit die Gebiete in 
äußerster Randlage ihr Potenzial 
entfalten können;

Or. en

Änderungsantrag 261
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17d. verweist auf die schwierige Lage, 
in der sich die Grenzregionen zu 
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Russland und Belarus seit der Aussetzung 
der Programme für grenzübergreifende 
Zusammenarbeit aufgrund des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine 
befinden; fordert die Kommission auf, 
eng mit den betroffenen Mitgliedstaaten 
zusammenzuarbeiten, um nachhaltige 
Lösungen zu finden, mit denen die 
sozialen und wirtschaftlichen 
Herausforderungen in diesen Regionen 
bewältigt werden können;

Or. en

Änderungsantrag 262
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17e. erkennt an, dass es wichtig ist, den 
vom industriellen Wandel betroffenen 
Regionen besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die Bemühungen der 
Kommission, dieses Problem mit dem 
Fonds für einen gerechten Übergang 
anzugehen, der ersten Säule des 
Mechanismus für einen gerechten 
Übergang im Rahmen des europäischen 
Grünen Deals mit dem Ziel, bis 2050 
Klimaneutralität in der EU zu erreichen;

Or. en

Änderungsantrag 263
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 f (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

17f. betont, dass verantwortungsvolle 
Staatsführung auf allen Ebenen der 
Verwaltung der Kohäsionspolitik wichtig 
ist; weist erneut darauf hin, dass 
öffentliche Gelder, die von den 
Steuerzahlern kommen, nicht 
zweckentfremdet werden dürfen; bittet die 
Kommission und die Mitgliedstaaten, die 
bestehenden Mechanismen zu nutzen und 
zu stärken, um Betrug und Korruption 
aufzudecken und zu bekämpfen;

Or. en

Änderungsantrag 264
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Laurence Farreng, Vlad-Marius 
Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17g. ruft die Kommission und die 
Mitgliedstaaten dazu auf, alles in ihrer 
Macht stehende zu unternehmen, um 
sicherzustellen, dass alle Regionen in der 
EU Zugang zu Hochgeschwindigkeits-
Breitbandverbindungen haben, damit alle 
Regionen über die gleiche 
Ausgangsposition im Hinblick auf die 
Umsetzung des digitalen Wandels 
verfügen;

Or. en

Änderungsantrag 265
Susana Solís Pérez, Alin Mituța, Mauri Pekkarinen, Vlad-Marius Botoş, Irène Tolleret

Entschließungsantrag
Ziffer 17 h (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

17h. betont, dass die Beteiligung des 
privaten Sektors an Investitionen in die 
nachhaltige Entwicklung gefördert 
werden muss; betont in diesem 
Zusammenhang den Stellenwert von 
KMU bei Innovationen; fordert die 
Mitgliedstaaten und die Kommission auf, 
Maßnahmen zur verstärkten Übernahme 
von marktreifen Innovationen durch 
KMU vorzuschlagen;

Or. en

Änderungsantrag 266
Daniel Buda

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. fordert den Einsatz digitaler 
Technologien und Lösungen, um die 
Umsetzung, Überwachung und 
Berichterstattung zu vereinfachen und so 
zu einer effizienteren Verwaltung und 
weniger physischer Dokumentation 
beizutragen.

Or. ro


